
 

  

L 1 KR 9/23 KL

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 1.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Schiedsstelle nach § 125 Abs. 5 SGB V –

Heilmittelversorgung – Physiotherapie –
Preisfestsetzung – Beurteilungsspielraum
– Begründungspflicht – durchschnittliche
Anzahl therapeutisch tätiger Kräfte –
Personalkosten – Vergütungsstruktur –
Verspätungszulage 

Leitsätze Die Begründung eines Schiedsspruches
nach § 125 Abs. 5 SGB V kann bis zur
letzten mündlichen Verhandlung im
Gerichtsverfahren ergänzt werden. 

Normenkette SGB V § 125

SGB X § 41

1. Instanz

Aktenzeichen L 1 KR 9/23 KL
Datum 19.04.2024

2. Instanz

Aktenzeichen B 3 KR 9/24 R
Datum -

3. Instanz

Datum -

Auf die Klage der KlÃ¤ger zu 2 und zu 3 wird festgestellt, dass der
Schiedsspruch der Beklagten vom 08. MÃ¤rz 2021 rechtswidrig war,
soweit die Anlage 2 â�� VergÃ¼tungsvereinbarungen â�� nicht festgesetzt
worden ist. 

Â 

Auf die Klage der KlÃ¤ger zu 2 bis 5 wird der Schiedsspruch der Beklagten
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vom 21. Juli 2021 aufgehoben, soweit die Festsetzung von ZahlbetrÃ¤gen
zum Ausgleich der bei den Leistungserbringern im Zeitraum vom 10.
Januar 2021 bis 31. MÃ¤rz 2021 eingetretenen VergÃ¼tungsausfÃ¤lle
abgelehnt wurde. Die Beklagte wird verpflichtet, insoweit unter
Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts neu zu entscheiden. 

Â 

Im Ã�brigen werden die Klagen zurÃ¼ckgewiesen. 

Â 

Die Gerichtskosten tragen der KlÃ¤ger zu 1 zu 33%, die KlÃ¤ger zu 2 und 3
zu je 15%, die KlÃ¤ger zu 3 und 4 zu je 6% und die Beklagte zu 25%.

Â 

Die Kosten der KlÃ¤ger zu 2 und 3 hat die Beklagte je zu 37,5 % zu tragen,
die der KlÃ¤ger zu 4 und 5 zu je 25%. Die Kosten der Beklagten tragen der
KlÃ¤ger zu 1 zu 33%, die KlÃ¤ger zu 2 und 3 zu je 15% und die KlÃ¤ger zu
4 und 5 zu je 6%.

Â 

Im Ã�brigen hat jeder fÃ¼r seine Kosten jeweils selbst aufzukommen.

Â 

Die Revision wird zugelassen. 

Â 

Â 

Â 

Tatbestand

Â 

Im Streit stehen die SchiedssprÃ¼che der Beklagten, der Schiedsstelle nach Â§ 125
Abs. 6 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V), zur Festsetzung des
Vertragsinhalts nach Â§ 125 Abs. 5 SGB V (Physiotherapie) vom 08. MÃ¤rz 2021 und
vom 21. Juli 2021. 

Â 

Die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 sind BerufsverbÃ¤nde der Physiotherapeuten. 
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Â 

Nach Inkrafttreten des Terminservice- und Versorgungsgesetzes (TSVG) vom 06.
Mai 2019 mit Wirkung vom 11. Mai 2019, mit welchem die Pflicht zum Abschluss
eines bundesweit geltenden Vertrages Ã¼ber die Einzelheiten der Versorgung mit
dem jeweiligen Heilmittel durch die Spitzenorganisationen der Leistungserbringer
und den jetzigen KlÃ¤ger zu 1, dem GKV-Spitzenverband, eingefÃ¼hrt wurde,
verhandelten die KlÃ¤ger ab dem 19. November 2019 in 21 Sitzungen zu einem
Abschluss eines Rahmenvertrages. Keine Einigung erzielten die Vertragspartner u.a.
hinsichtlich einer VergÃ¼tungsvereinbarung.

Â 

Mit am selben Tag eingegangenem Schriftsatz vom 09. Oktober 2020 riefen die
jetzigen KlÃ¤ger zu 2 bis 5 die hier beklagte Schiedsstelle an und beantragten eine
Entscheidung zu insgesamt 48 AntrÃ¤gen, die insbesondere dissente GegenstÃ¤nde
aus dem Entwurf des Rahmenvertrages, der Anlage 3a und 3b, der Anlage 1
(Leistungsbeschreibung) sowie der Anlage 2 (VergÃ¼tungsvereinbarung) zum Inhalt
hatten. Sie bezogen sich zur BegrÃ¼ndung u.a. auf ein Gutachten des Institutes
fÃ¼r GesundheitsÃ¶konomik (Wirtschaftlichkeitsanalyse ambulanter
Therapiepraxen, WAT-Bericht Physiotherapie, MÃ¼nchen August 2020 = WAT-
Bericht). Sie beantragten eine Anhebung der VergÃ¼tung um 50,13 %, bezogen auf
das bundesgesetzliche Preisniveau vom 01. Juli 2019. Der KlÃ¤ger zu 1 stellte mit
Schriftsatz vom 09. Dezember 2020 eigene AntrÃ¤ge und bezog sich zur
BegrÃ¼ndung auf ein Gutachten des Instituts fÃ¼r EuropÃ¤ische Gesundheits- und
Sozialwirtschaft (IGES-Institut; Gutachten zur Preisbildung des Heilmittelpreises
fÃ¼r die Physiotherapie, Berlin November 2020 = IGES-Gutachten). In
ErÃ¶rterungs- bzw. Verhandlungsterminen am 16. Dezember 2020, 06. Januar 2021
und 12. Januar 2021 erzielten die Vertragspartner teilweise VerstÃ¤ndigungen. Eine
weitere Verhandlung fand am 27. Januar 2021 statt. Die Beklagte traf zu den
dissenten GegenstÃ¤nden unter dem Vorbehalt eines Gesamtergebnisses eine
vorlÃ¤ufige Entscheidung, die den Beteiligten aber nur kursorisch mitgeteilt wurde.
Auf das Protokoll vom 27. Januar 2021 in seiner berichtigten Fassung wird
verwiesen. 

Â 

Die letzte Sitzung der Schiedsstelle fand am 26. Februar 2021 statt. Auf das
Protokoll wird verwiesen (Kopie GA SG Berlin, S 76 KR 1568/21, Band 1, 61 ff.). Am
Schluss der Verhandlung wurde der Tenor der Entscheidung folgenden Inhaltes
verkÃ¼ndet: 

Â 

1. Der Inhalt des Rahmenvertrages sowie der Anlage 3a und 3b wird mit
Wirkung ab 01.04.2021 entsprechend der beigefÃ¼gten Anlage festgesetzt.
In der Anlage 2 â�� VergÃ¼tungsvereinbarung â�� wird folgende Position
entsprechend der Synopse aufgenommen: â��Physiotherapeutischer Bericht
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auf schriftliche Anforderung der zustÃ¤ndigen gesetzlichen Krankenkasse
oder des behandelnden Arztes sowie des MDKâ��.

2. Den Vertragsparteien wird aufgegeben, die Anlage 2 â��
VergÃ¼tungsvereinbarung â�� mit Wirkung ab 01.04.2021 ausgehend vom
gesetzlich festgesetzten Basispreisniveau zum 01. 07.2019 (Â§ 125b SGB V)
nach folgenden Vorgaben anzupassen: 

Â 

1. Â Die Entwicklung der Personalkosten fÃ¼r Therapeuten/-innen (Â§
125 Abs. 3
Â Nr. 1 SGB V) ist ab dem 01.07.2019 einheitlich mit der
durchschnittlichen
Â Rate des TVÃ¶D-Bund: 1,27 % zu berÃ¼cksichtigen (Gewichtung:
82,6 %);
Â 

2. Â Die Entwicklung der Sachkosten fÃ¼r die Leistungserbringung (Â§
125 Abs. 3
Â Nr. 2 SGB V) ist ab dem 01.07.2019 anhand der Inflationsrate zu
Â berÃ¼cksichtigen (Rate 2019/2020: 0,5 %; Gewichtung: 11 %);
Â 

3. Â Der Entwicklung der durchschnittlich laufenden Kosten fÃ¼r den
Betrieb einer
Â physiotherapeutischen Praxis (Â§ 125 Abs. 3 Nr. 3 SGB V) ist fÃ¼r
den
Â maÃ�geblichen Zeitraum der Mietpreisindex (BÃ¼roraummiete,
Destatis: 6,4 %
Â 2019/2020) zu Grunde zu legen (Gewichtung: 6,4 %).
Â 

4. Â Hinsichtlich der Angemessenheit der festzusetzenden Preise fÃ¼r
die
Â wirtschaftliche FÃ¼hrung einer physiotherapeutischen Praxis sind
folgende Vorgaben zu berÃ¼cksichtigen:

FÃ¼r die Kalkulation des Gehalts eines/-er angestellten Therapeut/-in im
Rahmen der Preisbildung der Schiedsstelle wird die folgende Entgeltgruppe
zu Grunde gelegt: TVÃ¶D-Bund/Entgeltgruppe 7/Stufe 5
(Physiotherapeut/-in); Entgeltgruppe 6/Stufe 5 (Masseur). Die hÃ¶heren
Anforderungen bei den Zertifikatspositionen sind bei der Preiskalkulation
durch eine hÃ¶here Entgeltgruppe zu berÃ¼cksichtigen. 

Â 

FÃ¼r die Berechnungen des â�� zusÃ¤tzlichen â�� kalkulatorischen
Unternehmerlohns wird die Entgeltgruppe 9b/Stufe 4 zu Grunde gelegt
(Physiotherapeut/in); Entgeltgruppe 8/Stufe 4 (Masseur). 

Â 
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Ausgehend vom Arbeitgeberbrutto ist Folgendes zusÃ¤tzlich zuÂ 
berÃ¼cksichtigen:
Â 
Die Kapitalverzinsung fÃ¼r den erforderlichen investiven Aufwand ist mit
5,5 % auf einer Basis von 40.000,00 Euro zu berÃ¼cksichtigen. 

Â 

Bei der Therapiejahreszeit fÃ¼r die/den Praxisinhaber/-in sind wÃ¶chentlich
11 Stunden fÃ¼r den administrativen Mehraufwand zu berÃ¼cksichtigen.
Â 

2.5 Die Festsetzung gilt ab dem 01.04.2021, mindestens bis zum 31.12.2021.
Â 

3. Weitergehende AntrÃ¤ge der Antragsteller und Antragsgegner werden abgelehnt.
Â 

4. Im Ã�brigen wird angeregt, bis spÃ¤testens zum 31.12.2021 die Angemessenheit
der Preise fÃ¼r eine wirtschaftlichen PraxisfÃ¼hrung erneut
zu Ã¼berprÃ¼fen. 

Â 

Der ausgefertigte Schiedsspruch selbst mit BegrÃ¼ndung datiert vom 08. MÃ¤rz
2021. 

Zur BegrÃ¼ndung des ersten Schiedsspruches fÃ¼hrte die Beklagte u. a. zum
â��Tatbestandâ�� aus, die (jetzigen) KlÃ¤ger zu 2 bis 5 hÃ¤tten im
Schiedsverfahren eine Entscheidung zu insgesamt 48 AntrÃ¤ge begehrt. Die
VergÃ¼tungsforderung habe 50,13 % bezogen auf das gesetzliche Preisniveau vom
01. Juli 2019 betragen. Der jetzige KlÃ¤ger zu 1 habe das Volumen der beantragten
ErhÃ¶hung auf 3,496 Milliarden Euro geschÃ¤tzt. Im ErÃ¶rterungstermin am 16.
Dezember 2020 habe der Vorsitzende der Beklagten darauf hingewiesen, dass nach
dem ersten Eindruck der drei Unparteiischen erhebliche Zweifel an der
ReprÃ¤sentativitÃ¤t des von den KlÃ¤gern zu 2 bis 5 vorgelegten Gutachtens sowie
an der PlausibilitÃ¤t und TragfÃ¤higkeit der daraus abgeleiteten Preise
bestÃ¼nden. Die Beklagte habe am 27. Januar 2021 Ã¼ber die gestellten AntrÃ¤ge
streitig verhandelt. Auf dieser Grundlage habe sie zu den streitigen GegenstÃ¤nden
des Rahmenvertrages, die Anlage 3a und 3b sowie weiterer GegenstÃ¤nde unter
dem Vorbehalt eines Gesamtergebnisses vorlÃ¤ufig entschieden. Die Beteiligten
seien kursorisch Ã¼ber das Ergebnis informiert worden, eine VerkÃ¼ndung des
Ergebnisses sei aber nicht erfolgt. Im Termin am 26. Februar 2021 habe der
Vorsitzende zunÃ¤chst einen Vorschlag unterbreitet, den die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 als
bei weitem unzureichend ablehnt hÃ¤tten. Sie hÃ¤tten erklÃ¤rt, den bereits
erzielten Konsens zur Festlegung neuer Regelleistungszeiten zurÃ¼ckzuziehen. 

Â 
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Zur BegrÃ¼ndung in der Sache wurde im Schiedsspruch u.a. ausgefÃ¼hrt, die
Beklagte habe entschieden, soweit der Gegenstand entscheidungsreif gewesen und
eine Entscheidung als sachdienlich erachtet worden sei. Dabei gehe sie davon aus,
dass auf der Grundlage einer einschrÃ¤nkenden Auslegung des Gesetzes in dieser
spezifischen Konstellation die Vorgabe von inhaltlichen Kriterien, aus denen sich die
rechnerischen Preise ergÃ¤ben, der Festsetzung von Preisen gleichstehe. Dies
ergebe sich aus dem auch dieses Schiedsstellenverfahren prÃ¤genden
grundsÃ¤tzlichen Vorrang des Vertragsprinzips. Hiernach habe die Schiedsstelle im
Rahmen der gestellten AntrÃ¤ge zu den dissenten GegenstÃ¤nden insoweit zu
entscheiden, als die Vertragspartner unter verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung der
Schiedsstelle nicht selbst hÃ¤tten entscheiden kÃ¶nnen. HierfÃ¼r spreche auch,
dass selbst in 21 Verhandlungsterminen die VergÃ¼tungsvereinbarung nicht
Gegenstand ernsthafter Verhandlung gewesen sei, da man sich nicht Ã¼ber die
Kriterien der Preisbildung habe verstÃ¤ndigen kÃ¶nnen. Dies fÃ¼hre zwar nicht zur
UnzulÃ¤ssigkeit der Antragstellung, sei aber bei der Entscheidungsfindung zu
berÃ¼cksichtigen. 

Ausgangspunkt der Preisbildung sei das vom Gesetzgeber vorgegebene Preisniveau
zum 01. Juli 2019 gewesen. Hiervon ausgehend seien in der ersten Stufe die
Entwicklung der Personalkosten, der Sachkosten fÃ¼r die Leistungserbringung
sowie der durchschnittlich laufenden Kosten fÃ¼r den Betrieb der Heilmittelpraxis
fÃ¼r den Zeitraum vom 01. Juli 2019 bis zum 31. MÃ¤rz 2021 zu ermitteln. In der
zweiten Stufe sei zu klÃ¤ren, ob dieses Preisniveau ein angemessenes fÃ¼r einen
wirtschaftlich zu fÃ¼hrenden Praxisbetrieb der Physiotherapie sei (Â§ 125 Abs. 3 S.
2 SGB V). Es gehe also bei der PrÃ¼fung der Angemessenheit eines bestimmten
Preisniveaus alleine um die Frage, ob das unter BerÃ¼cksichtigung der
Kostenentwicklung seit dem 01. Juli 2019 erreichte Preisniveau fÃ¼r die
wirtschaftliche FÃ¼hrung einer Physiotherapiepraxis angemessen sei. Eine weitere
ErhÃ¶hung der Preise erfolge nur, wenn sich auf der Grundlage der festzulegenden
Kriterien fÃ¼r angemessene Preise eine Differenz zwischen dem unter
Einbeziehung der Kostenentwicklung erreichten Preisniveau und dem nach den
Kriterien der Angemessenheit festzulegenden Preisniveau ergebe. FÃ¼r die
Beratungen und Entscheidungen der Heilmittelschiedsstelle als BehÃ¶rde gelte das
Amtsermittlungsprinzip, das durch die Mitwirkungsobliegenheiten der beteiligten
Vertragsparteien begrenzt sei. Auch in Schiedsverfahren sei von demjenigen der
Sachverhalt und seine einzelnen Elemente plausibel darzulegen, der die bestimmte
HÃ¶he eines Preises daraus ableiten wolle. Gelinge dies nicht zur Ã�berzeugung der
Schiedsstelle, gelte die Vermutung fÃ¼r die Angemessenheit der Heilmittelpreise
auf dem Niveau, das sie durch die Entwicklung bis zum Zeitpunkt des
Wirksamwerdens des Vertrages oder der Festsetzung der Schiedsstelle erreicht
hÃ¤tten (Bezugnahme auf BSG, Urteil vom 13. August 2014 â�� 6 KA 6/14 R â��
Rdnr. 14 zur vertragsÃ¤rztlichen GesamtvergÃ¼tung).

Â 

Die in den RahmenvertrÃ¤gen festzusetzenden Preise seien solche, die der Struktur
nach solchen zum Kollektivvertragssystem Ã¤hnelten, sodass die entsprechende
Rechtsprechung herangezogen werden kÃ¶nne (Bezugnahme auf BSG, Urteil vom
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23. Juni 2016 â�� B 3 KR 26/15 R â�� Rdnr. 47 zur hÃ¤uslichen Krankenpflege).
Insoweit sei zu beachten, dass als Grundlage der VergÃ¼tungsbemessung bei
KollektivvertrÃ¤gen eine reprÃ¤sentative Anzahl der den Antrag stellenden
VerbÃ¤nden zugehÃ¶rigen Einrichtungen auszuwÃ¤hlen sei, die fÃ¼r die Ermittlung
einer nachvollziehbaren und plausiblen Kostenstruktur zugrunde zu legen sei
(Bezugnahme auf BSG, a.a.O. Rdnr. 42). 

Nach intensiven Beratungen habe die Beklagte fÃ¼r die Entwicklung der fÃ¼r den
Betrieb einer Physiotherapiepraxis ab dem 01. Juli 2019 bis zum 31. MÃ¤rz 2021
maÃ�geblichen Kriterien (Stufe 1) folgende Annahmen zugrunde gelegt: FÃ¼r die
Entwicklung der Personalkosten sei ab dem 01. Juli 2019 einheitlich die
durchschnittliche Entwicklung des Tarifvertrages fÃ¼r den Ã¶ffentlichen Dienst
Bund (TVÃ¶D-Bund) zugrunde zu legen. Die Daten der Berufsgenossenschaft fÃ¼r
das Gesundheitswesen und die Wohlfahrtspflege lÃ¤gen nur fÃ¼r 2019 vor
(Halbjahresrate: 6,31 %). Im Interesse der Einheitlichkeit bei der Entwicklung der
Personalkosten habe die Schiedsstelle so entschieden (Gewichtung: 82,6 %). FÃ¼r
die Entwicklung der Sachkosten der Leistungserbringung sei die Inflationsrate
zugrunde zu legen (0,5 %, Gewichtung: 11,0 %). FÃ¼r die sonstigen Gemeinkosten
sei die Entwicklung der BÃ¼roraummiete mit 6,4 % (Gewichtung: 6,4 %) zugrunde
zu legen. 

Â 

Hinsichtlich der Angemessenheit der Preise lasse sich aus den Gesetzesmaterialien
der erst im Ausschussverfahren zum Terminservicegesetz eingebrachten
Neuregelungen nichts NÃ¤heres entnehmen. Daher habe die Beklagte folgende
Vorgaben getroffen: 

FÃ¼r die angestellten Therapeuten sei die Entgeltgruppe TVÃ¶D/Entgeltgruppe
7/Stufe 5 (Physiotherapeut), Entgeltgruppe 6/Stufe 5 (Masseur) zugrunde zu legen.
Das entspreche in der Entgeltgruppe auch der Empfehlung des WAT-Gutachtens
(Seite 43 ff). Zur Ã�berzeugung der Schiedsstelle habe nicht dargelegt werden
kÃ¶nnen, dass auf die Vergleichsgruppe eines vollzeitbeschÃ¤ftigen Spezialisten
abzustellen sei. Das Anforderungsprofil der Statistik der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit
fÃ¼r einen solchen werde von Physiotherapeuten mit einer dreijÃ¤hrigen
Berufsausbildung in der Regel nicht erfÃ¼llt. HierfÃ¼r sei Ã¼blicherweise eine
Meister- oder Technikerausbildung bzw. ein gleichwertiger Fachschul- oder
Hochschulabschluss Voraussetzung. Um den Besonderheiten der Preiskalkulation in
einer selbststÃ¤ndigen Praxis Rechnung zu tragen, erfolge eine Eingruppierung in
die Entgeltgruppe 7/5. Bei der Kalkulation sei fÃ¼r einen zu gewichtenden
Leistungsanteil auch zu berÃ¼cksichtigen, dass fÃ¼r Zertifikatsleistungen
besondere, hÃ¶herwertige Qualifikationen nachzuweisen seien. FÃ¼r den
kalkulatorischen Unternehmerlohn des Praxisinhabers werde Entgeltgruppe 9
b/Stufe 4 bzw. 8/Stufe 4 fÃ¼r Masseure des TVÃ¶D-Bund zugrunde gelegt.
Ausgehend vom sogenannten Arbeitgeberbrutto sei zusÃ¤tzlich der
Investitionsbedarf einzubeziehen, der erforderlich sei, um eine Praxis zu erÃ¶ffnen.
Hier sei ein Betrag von 40.000,00 Euro mit einem Zinssatz von 5,5 % als
angemessen in die Kalkulation einzustellen. SchlieÃ�lich habe sich die Schiedsstelle
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mehrheitlich davon Ã¼berzeugen kÃ¶nnen, dass bei der Therapiejahreszeit fÃ¼r
den Praxisinhaber wÃ¶chentlich 11 Stunden fÃ¼r den administrativen Mehraufwand
zu berÃ¼cksichtigen seien. Damit sei der administrative Mehraufwand einer
selbststÃ¤ndigen Praxis abgegolten. 

Â 

Ein Anlass zur Entscheidung Ã¼ber eine Nachzahlung fÃ¼r VergÃ¼tungsausfÃ¤lle
gemÃ¤Ã� Â§ 125 Abs. 5 S. 2 SGB V bestehe nicht. Durch das
Gesundheitsversorgungs- und Pflegeverbesserungsgesetz vom 22. Dezember 2020
sei der gesetzliche Termin fÃ¼r das Zustandekommen des Rahmenvertrages auf
den 01. Januar 2021 verschoben worden. Ein Hinweis, dass es auf eine frÃ¼here
AuslÃ¶sung der Nachzahlungsverpflichtung ankommen kÃ¶nne, sei der
BegrÃ¼ndung des Gesetzesentwurfs nicht zu entnehmen.

Â 

Die weitergehenden AntrÃ¤ge seien zurÃ¼ckzuweisen bzw. abzulehnen gewesen.
Die VerbÃ¤nde hÃ¤tten nach KÃ¼ndigung des Konsenses zu den neuen
Regelleistungszeiten nicht ausreichend dargelegt, weshalb eine Anhebung der
Preise Ã¼ber die Kostenentwicklung hinaus beantragt werde. Dies sei jedoch fÃ¼r
die Entscheidungsfindung unerheblich gewesen, da sie ihrer Darlegungspflicht nicht
ausreichend nachgekommen seien. Sie hÃ¤tten dazu eine reprÃ¤sentative Anzahl
der den antragstellenden VerbÃ¤nden zugehÃ¶rigen Einrichtungen auswÃ¤hlen
mÃ¼ssen, die fÃ¼r die Ermittlung einer nachvollziehbaren und plausiblen
Kostenstruktur zugrunde zu legen sei. Der von ihnen vorgelegte WAT-Bericht
erfÃ¼lle diese Anforderungen in mehrfacher Hinsicht nicht. Der Bericht schlieÃ�e
selbst nicht aus, dass eine Verzerrung vorliegen kÃ¶nne, weil sich an der Umfrage
verstÃ¤rkt groÃ�e, umsatzstÃ¤rkere Praxen beteiligt hÃ¤tten. Eine reprÃ¤sentative
Anzahl der den VerbÃ¤nden zugehÃ¶rigen Praxen habe laut Bericht nicht zugrunde
gelegen. Daran Ã¤ndere auch der Hinweis nichts, dass den kleinen Praxen und ihrer
Bedeutung fÃ¼r die flÃ¤chendeckende Versorgung ein besonderes Augenmerk
zukommen mÃ¼sse. Auch hinsichtlich der Ableitung der maÃ�geblichen Kriterien
fÃ¼r die Angemessenheit der Preise fÃ¼r eine wirtschaftliche PraxisfÃ¼hrung
kÃ¤men die VerbÃ¤nde ihrer Darlegungslast nicht hinreichend nach. Im WAT-
Bericht seien zwei Varianten fÃ¼r die Ableitung eines angemessenen Gehaltes
eines angestellten Therapeuten vorgeschlagen (Variante 1: Einstufung nach TVÃ¶D;
Variante 2: durchschnittliches Bruttomonatsentgelt fÃ¼r vollzeitbeschÃ¤ftigte
Spezialisten). Ein eindeutiges Votum fehle. Die Variante 2 enthalte der Bericht
selbst nicht (Bezugnahme auf WAT-Bericht Seite 44, 45). Die VerbÃ¤nde
begrÃ¼ndeten ihre VergÃ¼tungsforderungen gleichwohl mit der
VergleichsvergÃ¼tung eines Spezialisten und nÃ¤hmen Bezug auf die
Konkurrenzsituation zu stationÃ¤ren Einrichtungen. Dies habe die Beklagte bereits
deswegen nicht Ã¼berzeugen kÃ¶nnen, weil die VergÃ¼tungsvorschriften des SGB
V keine Rechtsgrundlage dafÃ¼r bÃ¶ten, vÃ¶llig auÃ�erhalb des derzeitigen
VergÃ¼tungsgefÃ¼ges zu kalkulieren. 

Â 
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Die Rechtsmittelbelehrung sieht die Klage beim hiesigen Landessozialgericht vor. 

Â 

Am 12. Februar 2021, 18. MÃ¤rz 2021 sowie am 25. MÃ¤rz 2021 verhandelten die
KlÃ¤ger untereinander. 

Â 

In (vorweggenommener) Teilumsetzung des Schiedsspruches vom 08. MÃ¤rz 2021
fÃ¼hrte der KlÃ¤ger zu 1 eine Anpassung der Preise mit Wirkung vom 01. April
2021 in HÃ¶he von 1,51 % durch. 

Â 

Gegen den ersten Schiedsspruch haben die KlÃ¤ger zu 2 und 3 am 08. April 2021
Klage beim hiesigen Gericht erhoben (Az. ursprÃ¼nglich L 1 KR 135/21 KL). Sie
haben zunÃ¤chst die AntrÃ¤ge angekÃ¼ndigt, (1.) die Festsetzungen des
Schiedsspruches vom 08. MÃ¤rz 2021 unter den Ziffern 2.1 bis 2.3 aufzuheben und
die Beklagte zu verpflichten, Ã¼ber den Inhalt des Vertrags gemÃ¤Ã� Â§ 125 Abs. 1
SGB V fÃ¼r den Heilmittelbereich der Physiotherapie insoweit unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu entscheiden, sowie (2.) die Beklagte zu
verpflichten, ZahlbetrÃ¤ge zu beschlieÃ�en, durch die VergÃ¼tungsausfÃ¤lle
ausgeglichen werden, die bei den Leistungserbringern im Zeitraum vom 01. Januar
2021 bis 31. MÃ¤rz 2021 durch die verzÃ¶gerte Entscheidung der Schiedsstelle
entstanden seien.

Â 

Der KlÃ¤ger zu 1 hat dann mit Schriftsatz vom 09. April 2021 erneut die Beklagte
angerufen und um die Festsetzung der Preise gemÃ¤Ã� Â§ 125 Abs. 2 S. 2 SGB V
gebeten. Er hat mit weiterem Schriftsatz vom 06. Juli 2021 die Festsetzung des
Vertrages einschlieÃ�lich aller seiner Anlagen beantragt. 

Â 

Der Senat hat im Klageverfahren zunÃ¤chst den jetzigen KlÃ¤ger zu 1 beigeladen
(Beschluss vom 03. Juni 2021).

Â 

Am 13. Juli 2021 hat eine weitere Sitzung der Beklagten stattgefunden. Auf das
Protokoll wird verwiesen. Am Schluss der Verhandlung wurde ein weiterer
Schiedsspruch-Beschlusstenor mit folgendem Inhalt gefasst: 

Â 

1. Die am 01.07.2019 gÃ¼ltigen Bundespreise (Â§ 125b SGB V) werden fÃ¼r
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die Behandlungen ab dem 01.08.2021 um 14,09 % angehoben. 

Â 

2. FÃ¼r Behandlungen ab dem 01.08.2021 bis 30.11.2021 werden die zum
01.07.2019 gÃ¼ltigen Bundespreise als Ausgleich fÃ¼r die verzÃ¶gerte
Preisfestsetzung in dem Zeitraum vom 01.04.2021 bis zum 31.07.2021
vorÃ¼bergehend um 26,67 % angehoben. 

Â 

3. Der Preis fÃ¼r die besondere Position â��Physiotherapeutischer Bericht auf
schriftliche Anforderung der zustÃ¤ndigen gesetzlichen Krankenkasse oder
behandelnden Arztes sowie des MDâ�� wird mit Wirkung ab 01.08.2021 auf
55,00Â â�¬ festgesetzt. 

Â 

4. Anlage 2 Teil B zum Vertrag (VergÃ¼tungsvereinbarung) wird in der
anliegenden Fassung [Protokoll Anlage 1] festgesetzt und tritt zum
01.08.2021 in Kraft. Der Vertrag einschlieÃ�lich seiner Anlagen im Ã�brigen
wird mit den diesem Beschluss beigefÃ¼gten Anlagen mit Wirkung zum
01.08.2021 festgesetzt. Die Entscheidungen der Schiedsstelle vom
13.07.2021 sind darin entsprechend umgesetzt.
Damit bestehen unter BerÃ¼cksichtigung der geeinten Texte sowie der
Festsetzung im Schiedsspruch vom 08.03.2021 zwischen den
Verfahrensbeteiligten die als Anlagen beigefÃ¼gten vertraglichen
Vereinbarungen.

Â 

5. Weitergehende AntrÃ¤ge der Antragsteller und Antragsgegner werden
abgelehnt. 

Â 

6. Die Schiedsstelle regt an, die Mengenentwicklung des besonderen
physiotherapeutischen Berichts auf Anforderung (Nr. 3) auf einer dazu
geeigneten Datengrundlage zum 31.12.2022 zu Ã¼berprÃ¼fen und
gegebenenfalls erforderliche MaÃ�nahmen zu vereinbaren; die
Verhandlungen zur Regelleistungszeit auf der Grundlage der neu
festgesetzten Preise wieder aufzunehmen sowie das
â��Kumulationsmodellâ�� fÃ¼r die Leistungspositionen X0501 â��KGâ��
und X1201 â��Manuelle Therapieâ�� mit dem Ziel seiner Umsetzung bis
zum 31.12.2021 zu Ã¼berprÃ¼fen und gegebenenfalls erforderliche
Schritte zu seiner Umsetzung zu unternehmen. 

Â 
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7. Eine Abschrift des Schiedsspruchs wird dem Landessozialgericht Berlin-
Brandenburg zu dem bei diesem anhÃ¤ngigen Verfahren â�� L1 KR 135/21
KL â�� mitgeteilt (Â§ 96 Abs. 2 SGG). 

Â 

Die Schiedsstelle regt an, dass die Klage auf der Grundlage des Schiedsspruchs
fÃ¼r erledigt erklÃ¤rt wird. 

Â 

Der Schiedsspruch mit BegrÃ¼ndung datiert vom 21. Juli 2021.

Â 

Zum Sachverhalt fÃ¼hrt die BegrÃ¼ndung unter anderem aus, dass die Beklagte
im ersten Schiedsspruch vom 08. MÃ¤rz 2021 den Inhalt des Vertrages nach Â§ 125
SGB V einschlieÃ�lich der in den Verhandlungen strittigen Anlagen Nr. 3a und 3b
mit Wirkung vom 01. April 2021 festgesetzt habe. Die Ã¼brigen Anlagen, auÃ�er
der Anlage 2, seien konsensual. Hinsichtlich der Kosten fÃ¼r die Leistungen der
Physiotherapie (Anlage 2 Teil a â�� VergÃ¼tungsvereinbarung) habe sie im
Schiedsspruch vom 08. MÃ¤rz 2021 den Beteiligten aufgegeben, ausgehend vom
gesetzlich festgesetzten Basispreisniveau zum 1. Juli 2019 nach Â§ 125b SGB V die
Preise entsprechend der Entwicklung der Personalkosten fÃ¼r Therapeuten,
entsprechend der Entwicklung der Sachkosten fÃ¼r die Leistungserbringung sowie
hinsichtlich der Entwicklung der durchschnittlichen laufenden Kosten nach den im
Schiedsspruch festgesetzten Werten anzupassen (Nr. 2.1 bis 2.3 des ersten
Schiedsspruches, Â§ 125 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 SGB V). Diese Anpassung der Preise sei
hinsichtlich der Kostenentwicklung seitens des KlÃ¤gers zu 1 mit Wirkung zum 01.
April 2021 in HÃ¶he von 1,51 % erfolgt. Zur BegrÃ¼ndung in der Sache selbst
heiÃ�t es u. a., die ZulÃ¤ssigkeit des ergÃ¤nzenden Schiedsverfahrens sei durch die
ErgÃ¤nzung des Â§ 125 Abs. 5 S. 2 SGB V im
Gesundheitsversorgungsweiterentwicklungsgesetz vom 11. Juli 2021 nicht
ausgeschlossen. Die mit der EinfÃ¼gung beabsichtigte EinschrÃ¤nkung auf
Antragsverfahren fÃ¼r den erstmaligen Abschluss der VertrÃ¤ge werde nur dann
wirksam, wenn ein Vertrag zu dem im Gesetz vorgesehenen Zeitpunkt (1. Januar
2021) bereits zustande gekommen sei. Das sei hier nicht der Fall. UnabhÃ¤ngig
hiervon habe die Beklagte ab dem 1. Januar 2021 von Amts wegen ein
Schiedsverfahren durchzufÃ¼hren, solange und soweit die Vertragskompetenz noch
nicht verbraucht sei. Dies sei der Fall, soweit bislang Preise fÃ¼r die
physiotherapeutischen Leistungspositionen (Anlage 2, Teil a
VergÃ¼tungsvereinbarung) nicht festgesetzt worden seien. Nachdem die
Beteiligten auch auf der Grundlage der Vorgaben des ersten Schiedsspruches
erneut keine Vereinbarung getroffen hÃ¤tten, sei die gesetzliche
Festsetzungskompetenz wieder an die Schiedsstelle zurÃ¼ckgefallen. Die
Anpassung der Preise im hiesigen ergÃ¤nzenden Schiedsverfahren baue auf den
Festsetzungen des ersten Schiedsspruches auf und ergÃ¤nze diese durch die
Festsetzung der prozentualen Preisanpassungen, ohne sie zu Ã¤ndern. Die Nr. 2 des
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Schiedsspruches vom 08. MÃ¤rz 2021 habe sich insoweit als Teil eines
Verwaltungsaktes durch die weitere, ergÃ¤nzende Entscheidung der Schiedsstelle
mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft auf andere Weise erledigt (Â§ 39 Abs. 2
Sozialgesetzbuch Zehntes Buch â�� SGB X). 

Â 

Die Anpassung der Preise fÃ¼r die Leistungspositionen der
VergÃ¼tungsvereinbarung (Anlage 2, Teil A) mit 14,09 % bezogen auf das
gesetzliche Preisniveau vom 1. Juli 2019 sei sachlich begrÃ¼ndet. Die Preise seien
leistungsgerecht und wirtschaftlich. Die Anpassung zum 1. April 2021 sei mit
eingerechnet. Zu entscheiden gewesen seien hinsichtlich der Anpassung der Preise
auf der Grundlage der Nr. 2 des ersten Schiedsspruches insbesondere Ã¼ber die
Zahl der VollzeitÃ¤quivalente (VZÃ�) der zugrunde zu legenden durchschnittlichen
physiotherapeutischen Praxis sowie die anzusetzende Jahresleistungszeit eines
angestellten Therapeuten. Alle Ã¼brigen fÃ¼r die Preisanpassung relevanten
Faktoren habe bereits der erste Schiedsspruch bestimmt.

Â 

Die GrÃ¶Ã�e einer durchschnittlichen physiotherapeutischen Praxis ergebe sich aus
der angenommen Zahl der VZÃ�, die in einer durchschnittlichen
physiotherapeutischen Praxis therapeutisch tÃ¤tig seien, einschlieÃ�lich des
Praxisinhabers. Der KlÃ¤ger zu 1 gehe auf der Grundlage des von ihm vorgelegten
IGES-Gutachtens von einer durchschnittlichen PraxisgrÃ¶Ã�e von 3,5 VZÃ� aus.
Dabei sei allerdings zu berÃ¼cksichtigen, dass die Ein-Personen-Praxen
unberÃ¼cksichtigt geblieben seien (Bezugnahme auf IGES-Gutachten Seite 25).
Dies werde damit begrÃ¼ndet, dass fÃ¼r die Preiskalkulation die durchschnittliche
PraxisgrÃ¶Ã�e i. S. einer betriebswirtschaftlichen Praxis mit
sozialversicherungspflichtig BeschÃ¤ftigten zugrunde zu legen sei. Es gebe jedoch
10.215 Ein-Personen-Praxen. Insbesondere im lÃ¤ndlichen Raum seien diese
vorherrschend. Der Anteil der Einzelpraxen betrage ca. 82 % der
physiotherapeutischen Praxen. FÃ¼r eine flÃ¤chendeckende Versorgung mit
Physiotherapie seien die kleineren Einzelpraxen deshalb zwingend notwendig
(Bezugnahme auf das WAT-Gutachten, Seite 24 f.). Auf der Grundlage des von ihnen
vorgelegten Gutachtens unter Einbeziehung von Ein-Personen-Praxen gingen die
KlÃ¤ger zu 2 bis 5 von 2,47 VZÃ� aus. Die Beklagte habe sich nicht davon
Ã¼berzeugen kÃ¶nnen, dass bei der Preiskalkulation Klein- und Kleinstpraxen
vernachlÃ¤ssigt werden kÃ¶nnten. Es bestÃ¼nden bereits erhebliche Zweifel, ob
Ã¼ber die Preiskalkulation und die ihr zugrundeliegenden Annahmen mittelbar
Vorgaben fÃ¼r eine sogenannte wirtschaftliche Praxisstruktur gemacht werden
kÃ¶nnten. Dies vor allem, weil der Anteil von Klein- und Kleinstpraxen gerade auch
im lÃ¤ndlichen Raum so erheblich sei, wie in dem von den KlÃ¤gern zu 2 bis 5
vorgelegten Gutachten dargelegt. FÃ¼r die Kalkulation der Preisanpassung seien
daher die VZÃ� einer durchschnittlichen physiotherapeutischen Praxis i. S. eines
Interessenausgleichs mit Kompromisscharakter mit 2,9 angesetzt worden. Soweit
der KlÃ¤ger zu 1 gegen den Ansatz der VerbÃ¤nde vorgebracht habe, deren Zahl
sei zu niedrig, weil auf der Grundlage der Daten der Berufsgenossenschaft fÃ¼r das
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Gesundheits- und Wohlfahrtswesen (BGW) Praxisinhaber nicht eingeflossen seien,
habe dies die Schiedsstelle nicht Ã¼berzeugt. Die VerbÃ¤nde hÃ¤tten nÃ¤mlich
Ã¼berzeugend vorgetragen, dass auf der Grundlage der
Gesundheitspersonalrechnung des Bundes 2018 in die Berechnung der Zahl der
VZÃ� sehr wohl auch die Anzahl der Praxisinhaber eingeflossen sei. Dies werde
auch dadurch bestÃ¤tigt, dass die Physiotherapeuten zu den Gesundheitsberufen
gehÃ¶rten, die nach Â§ 2 Abs. 1 Nr. 9 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch (SGB VII) in
der Unfallversicherung pflichtversichert seien, gerade auch als SelbststÃ¤ndige. 

Â 

Bei der Jahresleistungszeit der Therapeuten setze der KlÃ¤ger zu 1 eine
Jahresleistungszeit von 1.416,71 Stunden an, die KlÃ¤ger zu 2 bis 5
demgegenÃ¼ber 1.204 Stunden. FÃ¼r die Praxisinhaber gehe die Beklagte von
1.121 Stunden aus, da bereits im ersten Schiedsspruch festgesetzt worden sei, dass
bei der Jahresleistungszeit der Praxisinhaber wÃ¶chentlich 11 Stunden fÃ¼r den
administrativen Mehraufwand mindernd zu berÃ¼cksichtigen seien.
Entscheidungserheblich sei allein die Jahresleistungszeit der Therapeuten. Hier sei
der GKV-Spitzenverband von 1.535 Stunden ausgegangen, die VerbÃ¤nde von
1.364,68 Stunden. Der hÃ¶here Wert des KlÃ¤gers zu 1 beruhe darauf, dass in
dessen Kalkulationslogik die Minderung der Jahresleistungszeit der Praxisinhaber
durch eine hÃ¶here Leistungszeit der Therapeuten kompensiert werden solle. Dem
sei die Beklagte nicht gefolgt. Zwar sei richtig, dass in der Berechnung der
Jahresleistungszeit der Therapeuten bereits Urlaub, Erkrankung sowie Fortbildung
eingerechnet sei. Pauschal berÃ¼cksichtigt seien auch die Vor- und Nachbereitung
sowie Dokumentation der Behandlungen. Nicht zum Tragen komme aber bei dieser
Berechnung die Tatsache, dass Termine aus den unterschiedlichsten GrÃ¼nden, z.
B. einer kurzfristigen Verhinderung des Patienten wegen Erkrankung, nicht
wahrgenommen werden kÃ¶nnten. Die Vorstellung, dass der angestellte Therapeut
die gesamte Leistungszeit therapeutisch tÃ¤tig sein kÃ¶nne, sei deshalb nicht
Ã¼berzeugend, auch wenn das Risiko der Minderauslastung einer Praxis
grundsÃ¤tzlich dem Praxisinhaber als Unternehmer zuzuordnen sei. Zugrunde
gelegt habe die Beklagte deshalb i. S. eines Kompromisses eine Jahresleistungszeit
von 1.450 Stunden. 

Â 

Aus den beiden Werten, den VZÃ� von 2,9 und der Jahresleistungszeit der
Therapeuten von 1.450 Stunden, ergebe sich auf der Grundlage der im Ã�brigen
bereits festgelegten Werte eine Anpassung der am 01. Juli 2019 gÃ¼ltigen
Bundespreise unter BerÃ¼cksichtigung der Kostenanpassung zum 01. April 2021
sowie aller weiteren Faktoren um 14,09 % mit Wirkung zum 01. August 2021. Dieser
angepasste Preis sei ein angemessener Preis, der eine leistungsgerechte und
wirtschaftliche Versorgung ermÃ¶gliche, Â§ 125 Abs. 3 SGB V. 

Â 

Da die Preise erst mit Wirkung zum 01. August 2021 hÃ¤tten angepasst werden
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kÃ¶nnen, sei ein Ausgleich der Differenz zwischen dem erhÃ¶hten Preis ab dem 01.
August 2021 sowie dem angepassten Preis zum 01. April 2021 erforderlich (Â§ 125
Abs. 5 S. 3 SGB V). Dieser Ausgleich erfolge dadurch, dass die zum 01. Juli 2019
gÃ¼ltigen Bundespreise fÃ¼r Behandlungen ab dem 01. August 2021 bis zum 30.
November 2021 vorÃ¼bergehend um 26,67 % angehoben wÃ¼rden. Hingegen sei
ein Ausgleich fÃ¼r einen Zeitraum vor dem 01. April 2021 nicht vorgesehen, da
insoweit noch die Festlegungen des Schiedsspruches vom 08. MÃ¤rz 2021
Wirksamkeit entfalteten. 

Â 

Die Ã¼brigen gestellten AntrÃ¤ge beider Seiten seien abzulehnen gewesen.
Insbesondere habe der Antrag der KlÃ¤ger zu 2 bis 5 auf Anpassung der Preise der
ersten Stufe um 25 % sowie der darauf aufbauende Antrag, den objektiven Wert
fÃ¼r den leistungsgerechten und angemessenen Minutenpreis durch ein (weiteres)
Gutachten eines neutralen Wirtschaftsgutachtens fÃ¼r eine zweite Stufe der
Preisanpassung ermitteln zu lassen, die Beklagte nicht Ã¼berzeugt. Im Wege des
Interessenausgleiches zwischen den sehr unterschiedlichen Positionen seien bei der
Kompromissfindung im Schiedsverfahren diese AntrÃ¤ge zurÃ¼ckgestellt worden,
u.a. deswegen, weil sich die Beklagte â�� abgesehen von dem Volumen einer
25-%igen Anpassung der Preise in einer ersten Stufe â�� im Rahmen der
getroffenen Feststellungen des ersten Schiedsspruches zu bewegen gehabt habe. 

Â 

Eine Rechtsmittelbelehrung brauche der jetzige Schiedsspruch nicht zu enthalten,
weil er nach Â§ 96 SGG Gegenstand des bereits laufenden Gerichtsverfahrens sei.

Â 

Am 19. August 2021 haben die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 beim hiesigen Gericht Klage
gegen den Schiedsspruch der Beklagten vom 21. Juli 2021 erhoben
(ursprÃ¼ngliches Az. L 14 KR 323/21 KL). 

Â 

Mit Beschluss vom 27. August 2021 hat sich der Senat im ersten Rechtsstreit fÃ¼r
sachlich-instanziell unzustÃ¤ndig erklÃ¤rt und den Rechtsstreit an das Sozialgericht
Berlin (SG) verwiesen (dortiges Az.: S 76 KR 1568/21). 

Â 

Am 23. September 2021 hat der KlÃ¤ger zu 1 Klage gegen beide SchiedssprÃ¼che
beim SG erhoben (Az. S 221 KR 1561/21). 

Â 

Mit Beschluss vom 20. Dezember 2021 hat das SG die Verfahren S 221 KR 1561/21
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und S 76 KR 1568/21 verbunden und unter dem Aktenzeichen S 221 KR 1561/21
fortgefÃ¼hrt. 

Â 

Mit Beschluss vom 22. MÃ¤rz 2022 hat der 14. Senat die zweite Klage der
VerbÃ¤nde an das Sozialgericht Berlin verwiesen (dortiges Az. S 122 KR 1252/22). 

Â 

Das SG hat mit Beschluss vom 03. Mai 2022 (S 221 KR 1561/21) den
Beiladungsbeschluss des hiesigen Senats vom 03. Juli 2021 aufgehoben. Es hat
weiter mit Beschluss vom 04. November 2022 im Verfahren S 122 KR 1252/22 den
jetzigen KlÃ¤ger zu 1 beigeladen. 

Â 

Die Beklagte hat am 13. Dezember 2022 fÃ¼r die Zeit ab 1. Januar 2023 einen
weiteren Schiedsspruch beschlossen, der die Preise durch Anpassung der Werte des
Schiedsspruches vom 21. Juli 2021 regelt. 

Â 

Mit In-Kraft-Treten des 8. SGB IV-Ã�nderungsgesetzes (8. Gesetz zur Ã�nderung des
4. Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 20. Dezember 2022, BGBl I
Nr. 56, S, 2759 ff) am 01. Januar 2023 ist das hiesige LSG fÃ¼r Klagen gegen
Entscheidungen der Schiedsstelle nach Â§ 125 SGB V zustÃ¤ndig. Nach Â§ 210 Abs.
3 SGG in der Fassung des 8. SGB IX-Ã�nderungsgesetzes sind alle Verfahren gegen
Entscheidungen der Schiedsstelle nach Â§ 125 SGB V, die am 01. Januar 2023
anhÃ¤ngig sind und sich nicht in der Hauptsache erledigt haben, in dem Stadium, in
dem sie sich befinden, auf das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Ã¼bergegangen. 

Â 

Das Verfahren S 221 KR 1561/21 hat nach Ã�bergang der RechtshÃ¤ngigkeit auf
das LSG gemÃ¤Ã� Â§ 210 Abs. 3 SGG zunÃ¤chst das Az. L 9 KR 9/23 KL erhalten
und ist dann aufgrund Vorbefassung i. S. d. GeschÃ¤ftsverteilungsplanes vom 1.
Senat Ã¼bernommen worden (Az. L 1 KR 9/23 KL).

Â 

Das SG hat das Klageverfahren des KlÃ¤gers zu 1 (S 122 KR 1252/22) mit Beschluss
vom 19. Januar 2023 an das hiesige Gericht verwiesen (Az.: L 14 KR 411/23 KL). 

Â 

Mit Beschluss vom 08. Mai 2023 hat der Senat die Rechtsstreitigkeiten L 1 KR 9/23
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KL und L 14 KR 41/23 KL zur gemeinsamen Verhandlung und Entscheidung
verbunden. 

Â 

Die KlÃ¤ger haben am 4. Dezember 2023 eine ab dem 1. Januar 2024 geltende
VergÃ¼tungsvereinbarung geschlossen. 

Â 

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem Senat am 12. Januar 2024 hat der
Vorsitzende der Beklagten fÃ¼r diese die fÃ¼r sie maÃ�geblichen Faktoren fÃ¼r
die Festsetzung der Preisanpassung im zweiten Schiedsspruch erlÃ¤utert:

Â 

Auf der ersten Stufe stÃ¼nden danach die unter 2.1 bis 2.3. gemachten
Festsetzungen des ersten Schiedsspruches, die zu der Anpassung zum 1. April 2021
i. H. v. 1,51 % gefÃ¼hrt hÃ¤tten. Im Weiteren seien zur Beurteilung der
Angemessenheit und zur Bestimmung des Sollwertes einer leistungsgerechten
VergÃ¼tung herangezogen worden:

Gehalt angestellte/r Physiotherapeut/in EG 7 Stufe 5 TVÃ¶D Bund
Gehalt angestellte/r Masseur/in EG 6 Stufe 5 TVÃ¶D Bund
BerÃ¼cksichtigung hÃ¶herer Anforderung bei Zertifikatspositionen durch
Einstufung in eine hÃ¶here EG
ZusÃ¤tzlicher kalkulatorischer Unternehmerlohn Physiotherapeut/in EG 9b
Stufe 4, Masseur/in EG 8 Stufe 4 jeweils TVÃ¶D Bund
Durchschnittliche VZÃ� physiotherapeutische Praxis 2,9
Jahresleistungszeit der Therapeuten/Therapeutinnen: Praxisinhaber/innen
1.121 Stunden nach Abzug von 11 Stunden administrativer TÃ¤tigkeit
wÃ¶chentlich, ansonsten 1.450 Stunden.

Â 

Unter Verwahrung gegen eine Notwendigkeit hat er weiter dargelegt, wie sich der
Wert von 14,09 % im Einzelnen errechnet:

Im Ausgangspunkt seien eine VZÃ� von 2,9 sowie eine Jahresleistungszeit der
Therapeuten von 1.450 bzw. fÃ¼r die therapeutisch tÃ¤tigen Praxisinhaber von
1.121 Stunden zugrunde gelegt worden. Der Faktor fÃ¼r den Praxisinhaber betrage
1,0. Daraus ergebe sich rein rechnerisch eine zusammengefasste
Jahresleistungszeit von 1.336,55 Stunden pro VZÃ�.

Zur Kostenentwicklung seien dann berÃ¼cksichtigt worden: 

Personalkosten zum 1. April 2021 i. H. v. 189.738,81 â�¬, die sich auf den
Praxisinhaber mit 72.399,60 â�¬ und die Therapeuten mit 52.262,40 â�¬ verteilten
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zzgl. 18.040,65 â�¬ fÃ¼r Verwaltungsarbeiten.

Bei den Sachkosten sei ein Betrag von 23.032,04 â�¬ berÃ¼cksichtigt worden, dies
umfasse die Kapitalverzinsung wie im ersten Schiedsspruch i. H. v. 2.200 â�¬ nebst
sonstigen Sachkosten i. H. v. 20.832,04 â�¬. 

Als Gemeinkosten seien Raumkosten i. H. v. 11.440,41 â�¬ berÃ¼cksichtigt
worden. Hieraus errechneten sich Gesamtkosten i. H. v. 224.211,26 â�¬. Letztlich
ergebe sich damit unter BerÃ¼cksichtigung der zusammengefassten
Jahresleistungszeit ein Betrag von 167,75 â�¬. Durch 60 Minuten geteilt errechne
sich ein Wert von 2,796 â�¬. Dividiert durch eine VZÃ� von 2,9 ergebe sich ein
Minutenpreis von 0,964 â�¬. Im Vergleich zum Bundespreis zum 1. Juli 2019 i. H. v.
0,845 â�¬ errechne sich schlieÃ�lich eine Preisanpassung von 14,09 %.

Auf Nachfrage hat er weiter bestÃ¤tigt, dass die Entgelte von Masseuren sowie von
Therapeuten mit Zertifikatsleistung nicht berÃ¼cksichtigt worden seien. Ob die
Raum- und Sachkosten â�� heruntergerechnet auf 2,9 VZÃ� â�� denjenigen
entsprÃ¤chen, die in den Berechnungen des KlÃ¤gers zu 1 (Schriftsatz vom 9. April
2021) BerÃ¼cksichtigung gefunden hÃ¤tten, vermÃ¶ge er derzeit nicht zu
beantworten.

Â 

Die KlÃ¤ger zu 2 und 3 tragen zur KlagebegrÃ¼ndung im ersten Klageverfahren
vor, nach Ergehen des Schiedsspruches vom 21. Juli 2021 sei Erledigung
eingetreten, soweit ursprÃ¼nglich eine Beseitigung und Neubescheidung
hinsichtlich der Festsetzungen unter den Ziffern 2.1 bis 2.3 des ersten
Schiedsspruches begehrt worden sei Die KlÃ¤ger hÃ¤tten ein berechtigtes Interesse
aufgrund sogenannter Wiederholungsgefahr. Da es sich vorliegend um das erste
bundeseinheitliche Schiedsverfahren im Bereich der Heilmittelerbringer nach Â§ 125
Abs. 5 SGB V handele, sei nicht auszuschlieÃ�en, dass einige der Verfahrens- oder
Vorgehensweisen der Beklagten auch fÃ¼r folgende Schiedsverfahren
richtungsweisend sein kÃ¶nnten. In der Sache kÃ¶nnten die speziellen
Festsetzungen des Schiedsspruches vom 08. MÃ¤rz 2021 unter den Ziffern 2.1, 2.2
und 2.3 isoliert zum Gegenstand der gerichtlichen Ã�berprÃ¼fung gemacht werden.
Die Ã¼brigen Festsetzungen des Schiedsspruches hÃ¤tten auch ohne sie in
sinnvoller Weise Bestand. Beide Schiedsverfahren hÃ¤tten die Preisliste zum
Gegenstand gehabt, jedoch verfolgten die Vertragsparteien im Kern verschiedene
Vorgehensweisen, um zu einer Preisfestsetzung zu gelangen. Soweit im zweiten
Schiedsverfahren konkrete Preise fÃ¼r die einzelnen Leistungen hÃ¤tten
festgesetzt werden sollen, entsprÃ¤chen die diesbezÃ¼glichen AntrÃ¤ge der
KlÃ¤ger zu 2 bis 5 auch nicht den beklagten Festsetzungen des ersten
Schiedsspruches unter Ziffer 2. Demnach sei festzustellen, dass sich die Beschwer
der KlÃ¤ger zu 2 und 3, der diese durch den (ersten) Schiedsspruch ausgesetzt
gewesen seien, weder geÃ¤ndert und schon gar nicht gemindert habe. Es sei
lediglich die eine Beschwer durch eine neue (gleichwertige) ersetzt worden. Wie die
Beklagte selbst ausfÃ¼hre, handele es sich bei dem zweiten Schiedsspruch um eine
weitere, ergÃ¤nzende Entscheidung. Erledigt habe sich zwar die Vorgabe, sich
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selbst Ã¼ber die Preise zu verstÃ¤ndigen, aber nicht die bereits festgesetzten
Kriterien. Denn soweit eine wesentliche Ã�nderung der Sach- und Rechtslage nicht
zur Gegenstandslosigkeit des Verwaltungsaktes fÃ¼hre, sondern nur zur Folge
habe, dass die Voraussetzungen nunmehr anders zu beurteilen wÃ¤ren, bleibe ein
Verwaltungsakt wirksam, wenn und soweit durch Gesetz nicht etwas anderes
bestimmt sei.

Â 

Soweit die Beklagte im ersten Schiedsspruch nicht konkrete Preise, sondern
lediglich fÃ¼r die drei wesentlichen Parameter des Â§ 125 Abs. 3 S. 2 SGB V die
Entwicklung der Personalkosten, der Sachkosten und der durchschnittlichen
laufenden Kosten und der Gewichtung untereinander festgesetzt habe, verstoÃ�e
sie gegen den im sozialrechtlichen Schiedsverfahren zu beachtenden Grundsatz der
Dispositionsmaxime. Das Unterlassen einer konkreten Preisfestsetzung stelle ein
VerstoÃ� gegen das WillkÃ¼rverbot dar. Hinsichtlich der Festsetzungen zu
Personalkosten, Sachkosten und sonstigen Gemeinkosten sei auffÃ¤llig, dass nur
geringfÃ¼gige Abweichungen zwischen den VorschlÃ¤gen des KlÃ¤gers zu 1 und
den Entscheidungen der Beklagten festzustellen seien, sodass im Ergebnis die
GesamterhÃ¶hung vom KlÃ¤ger zu 1 mit 1,48 % und von der Beklagten mit 1,51 %
beziffert worden sei. Diese offenkundig zu Tage tretende Ã�bereinstimmung
spreche deutlich fÃ¼r einen VerstoÃ� der Beklagten gegen das WillkÃ¼rverbot. 

Â 

Die Festsetzung unter Ziffer 2.1 des ersten Schiedsspruches (Ermittlung der
Entwicklung der Personalkosten) Ã¼berschreite den Gestaltungsspielraum mit der
durchschnittlichen Rate des Tarifvertrags des Ã�ffentlichen Dienstes TVÃ¶D-Bund
von 1,27 % deutlich. Sie verstoÃ�e gegen das gesetzliche Gebot in Â§ 125 Abs. 2
Nr. 9 SGB V. Danach seien die tatsÃ¤chlich geleisteten Arbeitsentgelte zu
berÃ¼cksichtigen auf der Grundlage der von der Berufsgenossenschaft fÃ¼r
Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW) anzufordernden Statistik. Nach dem
Willen des Gesetzgebers liefere nur das Datenmaterial der BGW den Nachweis der
tatsÃ¤chlich gezahlten Arbeitsentgelte. Da der Gesetzgeber sowohl die VergÃ¼tung
fÃ¼r Heilmittelleistungen als auch die Arbeitsentgelte fÃ¼r die angestellten
Heilmittelerbringer habe positiv verÃ¤ndern wollen, sei eine BerÃ¼cksichtigung der
Entwicklung der Personalkosten bei den zukÃ¼nftigen VergÃ¼tungen der
Heilmittelerbringer in realistischer Form nur mÃ¶glich, wenn auf eine Tarif- bzw.
Arbeitsentgeltstruktur abgestellt werde, welche diese VerÃ¤nderungen auch
tatsÃ¤chlich berÃ¼cksichtige. Diese Struktur sei aufgrund der
Gesetzgeberentscheidung die von der BGW zu erstellende Statistik. Der TVÃ¶D-
Bund enthalte demgegenÃ¼ber die Entgelte fÃ¼r alle Arbeitnehmer im
Ã�ffentlichen Dienst auf Bundesebene und berÃ¼cksichtige die Steigerungen der
Arbeitsentgelte der in ambulanten Physiotherapiepraxis angestellten
Physiotherapeuten nicht. Deshalb kÃ¶nne die von der Beklagten zugrunde gelegte
Entwicklung des TVÃ¶D-Bund weder in tatsÃ¤chlicher noch rechtlicher Hinsicht eine
Grundlage der von Â§ 125 Abs. 3 SGB V geforderten BerÃ¼cksichtigung der
Entwicklung der Personalkosten sein. Im Ã�brigen sei der TVÃ¶D-Bund unabhÃ¤ngig
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hiervon aus sachlichen GrÃ¼nden ungeeignet zur Feststellung einer tatsÃ¤chlichen
Personalkostenentwicklung. Denn TariferhÃ¶hungen seien nur ein Teil eines zuvor
festgelegten, umfÃ¤nglichen VergÃ¼tungskonzepts. Auch kÃ¶nne ein prÃ¤ziser
Prozentwert des gesamten ErhÃ¶hungsvolumens im Rahmen des TVÃ¶D gar nicht
ermittelt werden. Auch bestehe kein direkter oder indirekter Zusammenhang
zwischen der Tarifbildung im Ã�ffentlichen Dienst und der Aushandlung der
GehÃ¤lter zwischen Praxisinhabern und Angestellten. Ferner hÃ¤tte mit Blick auf
die in die Zukunft gerichtete Preisbildung ab dem 01. April 2021 auch die tarifliche
VergÃ¼tungserhÃ¶hung zum 01. April 2021 um immerhin 1,4 % berÃ¼cksichtigt
werden mÃ¼ssen. Nicht zu akzeptieren sei auch, dass die Beklagte fÃ¼r das 2.
Halbjahr 2019 sowie prospektiv fÃ¼r die folgenden Jahre ab 2021 auf die im TVÃ¶D-
Bund vereinbarten Gehaltssteigerungen fÃ¼r den stationÃ¤ren Bereich abstellen
wolle. Insoweit wÃ¼rde fÃ¼r das 2. Halbjahr 2019, soweit nachvollziehbar, eine
Personalkostensteigerung in HÃ¶he von 0 % angewendet. Die
SchiedsspruchbegrÃ¼ndung Ã¼bernehme zu 100 Prozent die Darlegungen des
KlÃ¤gers zu 1 in dessen Schriftsatz vom 12. Februar 2021. Unter BerÃ¼cksichtigung
der Entwicklung ab dem 01. April 2019 habe die Tarifsteigerung im Ã�ffentlichen
Dienst 2019 im Durchschnitt 3,09 % betragen und kÃ¶nne daher nicht in eine
Berechnung eingeflossen sein, die einen Wert von 1,27 % zum Ergebnis habe. Die
fehlende BerÃ¼cksichtigung des Personalkostenanstiegs in den ambulanten
Physiotherapiepraxen im 2. Halbjahr 2019 widerspreche mit Blick auf die
tatsÃ¤chliche Steigerung der AngestelltengehÃ¤lter von 12,6 % gemÃ¤Ã� BGW
fÃ¼r das (Gesamt-) Jahr 2019 jeder allgemeinen Lebenserfahrung und stelle sich
nicht nur bei nÃ¤herer Betrachtung als vollkommen unplausibel und mathematisch
inkorrekt dar. Zwar sei es zutreffend, dass zum Zeitpunkt der
Schiedsstellensitzungen die statistischen Daten der BGW fÃ¼r das Jahr 2020 und
das 1. Quartal 2021 nicht vorgelegen hÃ¤tten, hingegen die Zahlen des Jahres
2019. Diese seien von den KlÃ¤gern zu 2 bis 5 auch im Schiedsverfahren
eingebracht worden. Die tatsÃ¤chlichen Gehaltssteigerungen in ambulanten
Physiotherapiepraxen fÃ¼r das Jahr 2019 seien von der BGW mit 12,6 % angegeben
worden. In den vergangenen Jahren hÃ¤tten die tatsÃ¤chlichen
Gehaltssteigerungen in den Praxen stets deutlich Ã¼ber den Tarifsteigerungen im
Ã�ffentlichen Dienst gelegen. Dies liege daran, dass das absolute Gehaltsniveau
fÃ¼r die im Ã�ffentlichen Dienst angestellten Physiotherapeuten deutlich oberhalb
der GehÃ¤lter liege, die im ambulanten Bereich gezahlt werden kÃ¶nnten. Insoweit
habe das 2017 in Kraft getretene HHVG zu Steigerungen gefÃ¼hrt. Auch der von
der Bundesagentur festgestellte Ã¼berdurchschnittlich hohe FachkrÃ¤ftemangel im
Bereich der physiotherapeutischen Versorgung spiele bei Gehaltssteigerungen in
den ambulanten Praxen eine Rolle. Deshalb sei auch fÃ¼r das Jahr 2020 sowie das
1. Quartal 2021 mit einer signifikanten Steigerung der Personalkosten in den Praxen
zu rechnen gewesen. FÃ¼r das Jahr 2020 seien die Effekte allerdings durch die
Corona-Pandemie nur schwer einzuschÃ¤tzen. All diese UmstÃ¤nde habe die
Beklagte im Rahmen ihrer Entscheidungsfindung in keiner Weise berÃ¼cksichtigt.
Der von ihr angesetzte Wert in HÃ¶he von 1,27 % fÃ¼r die Steigerung der
Personalkosten im Zeitraum zwischen Juli 2019 und MÃ¤rz 2021 kÃ¶nne jedenfalls
nicht als Ausdruck der tatsÃ¤chlichen VerhÃ¤ltnisse angesehen werden.
SachnÃ¤her und denklogisch fast schon zwingend wÃ¤re es gewesen, die
vorliegenden Zahlen der BGW fÃ¼r 2019 zugrunde zu legen und die ErhÃ¶hung der
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Personalkosten fÃ¼r das Jahr 2020 zu prognostizieren, indem die Umsatzsteigerung
des Jahres 2020 zu denen des Jahres 2019 ins VerhÃ¤ltnis gesetzt werden.
Mittlerweile lÃ¤gen die tatsÃ¤chlichen Zahlen der BGW fÃ¼r das Jahr 2020 vor.
Danach seien die GehÃ¤lter in den Physiotherapiepraxen um rund 3,4 % gestiegen. 

Â 

Auch die Festsetzung unter 2.2 des ersten Schiedsspruches zur Ermittlung der
Entwicklung der Sachkosten fÃ¼r die Leistungserbringung sei vom Beklagten unter
Ã�berschreitung seines Gestaltungsspielraumes festgesetzt worden. Sie habe die
wertmÃ¤Ã�ige Festlegung der Inflationsrate in einer Weise vorgenommen, die
allgemeinen Denkgesetzen der Logik widerspreche. Auch habe sie fehlerhafte
Datengrundlagen herangezogen. Die Beklagte habe bei der Festlegung der
VergÃ¼tungserhÃ¶hung von 1,51 % auf Basis der zum 01. Juli 2019 geltenden
BundeshÃ¶chstpreise die Kostensteigerung bis Dezember 2020 in ihre ErwÃ¤gung
mit einbezogen. Die Kostenentwicklung fÃ¼r das 1. Quartal 2021 sei jedoch
vollstÃ¤ndig unberÃ¼cksichtigt geblieben. Dies ergebe sich als zwingende Folge
des Umstandes, dass der von der Beklagten festgesetzte Wert fÃ¼r die
preisbildenden Parameter deckungsgleich mit den Werten sei, welche der KlÃ¤ger
zu 1 zuvor in dem Schiedsverfahren eingebracht habe. 

Â 

Auch hinsichtlich der Festsetzung unter Ziffer 2.3 des ersten Schiedsspruches
(Ermittlung der durchschnittlichen laufenden Kosten fÃ¼r den Betrieb einer
physiotherapeutischen Praxis) habe sich die Beklagte den AusfÃ¼hrungen des
KlÃ¤gers zu 1 angeschlossen, ohne dass hierfÃ¼r GrÃ¼nde dargelegt worden seien.
Dies lege sachfremde ErwÃ¤gungen nahe. 

Â 

Die Gewichtung der drei maÃ�geblichen Parameter durch die angenommenen
Steigerungen der drei Kostenbestandteile sowie der zugrunde gelegten jeweiligen
Anteile auf insgesamt 1,51 % sei ebenfalls fehlerhaft. Der KlÃ¤ger zu 1 habe die
Gewichtungsanteile ohne erkennbaren Grund im Laufe des Verfahrens
abgeÃ¤ndert. Diese AbÃ¤nderungen habe die Beklagten im Schiedsspruch nahezu
deckungsgleich Ã¼bernommen. Eine auch nur ansatzweise BegrÃ¼ndung fÃ¼r
diese Synchronisation sei gÃ¤nzlich unterblieben. Die Behauptung des KlÃ¤gers zu
1 eines Personalkostenanteiles von 82,6 % widerspreche der Kostenstrukturanalyse
des Statistischen Bundesamtes 2018, wonach von rund 66 % auszugehen sei.
Obgleich die Beklagte einen weiten Gestaltungsspielraum habe, mÃ¼sse sie die von
den Vertragsparteien eingebrachten Berechnungsmodelle logisch und
nachvollziehbar Ã¼bernehmen. 

Â 

Soweit die Beklagte zur BegrÃ¼ndung ihres ZurÃ¼ckweichens hinter den
AntrÃ¤gen der KlÃ¤ger auf die behaupteten erheblichen finanziellen Folgen fÃ¼r
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die GKV abstelle, Ã¼berschreite sie ihren Gestaltungsspielraum, da nach Â§ 125
Abs. 3 S. 3 SGB V i. V. m. Â§ 71 Abs. 1 S. 1 SGB V der Grundsatz der
BeitragsstabilitÃ¤t ausdrÃ¼cklich keine Rolle spielen dÃ¼rfe. Das Abstellen der
Beklagten auf die Auswirkungen der VergÃ¼tungsanhebung fÃ¼r den
Heilmittelbereich Physiotherapie fÃ¼r die Ausgaben der GKV sei damit objektiv
erkennbar sachwidrig berÃ¼cksichtigt. Zudem habe der KlÃ¤ger zu 1 falsche
Angaben zu den tatsÃ¤chlichen Ausgaben im Heilmittelbereich der
Physiotherapeuten gemacht. Diese betrÃ¼gen nicht, wie vom KlÃ¤ger zu 1 im
Verfahren angegeben, 6.953.701.400,66 â�¬, sondern gemÃ¤Ã� Online-Auskunft
nach dem â��GKV-HISâ�� nur 6.233.015.000,00 â�¬. 

Â 

Der erste Schiedsspruch leide ferner an dem Verfahrensfehler, dass die AbwÃ¤gung
nicht auf der Grundlage tragfÃ¤higer Tatsachenfeststellungen getroffen worden sei.
Liege hinsichtlich eines Umstandes keine BegrÃ¼ndung vor, kÃ¶nne daraus
geschlossen werden, dass dieser im Rahmen der Beurteilung und
Entscheidungsfindung durch die Schiedsstelle keine Rolle gespielt habe. Die
Beklagte habe es insbesondere versÃ¤umt, tragfÃ¤hige Tatsachenfeststellungen
durch Einholung eines neutralen Gutachtens eines unabhÃ¤ngigen
SachverstÃ¤ndigen zu treffen. Sie habe im ersten Schiedsspruch in der
BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, dass als Grundlage der VergÃ¼tungsbemessung bei
KollektivvertrÃ¤gen eine reprÃ¤sentative Anzahl der den Antrag stellenden
VerbÃ¤nden zugehÃ¶rigen Einrichtungen auszuwÃ¤hlen sei, die fÃ¼r die Ermittlung
einer nachvollziehbaren und plausiblen Kostenstruktur dieser Betriebe zugrunde zu
legen sei. Die Beklagte habe deshalb den von den KlÃ¤gern zu 2 bis 5 vorgelegten
WAT-Bericht ausgeschieden, nicht hingegen das vom KlÃ¤ger zu 1 eingebrachte
IGES-Gutachten, obwohl die Kostenanteile in diesem Gutachten lediglich auf der
Basis von zwei Interviews, also in zwei Praxen, ermittelt worden seien.

Â 

Im zweiten Klageverfahren haben die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 zunÃ¤chst den Antrag
angekÃ¼ndigt, den Schiedsspruch vom 21. Juli 2021 aufzuheben, soweit er zur
VergÃ¼tung unter den Ziffern 1., 2., 3. und 4. S. 1 Festsetzungen trifft, darÃ¼ber
hinaus, soweit er unter der Ziffer 5. die AntrÃ¤ge der KlÃ¤ger zum
â��Kumulationsmodellâ�� und zur BerÃ¼cksichtigung der erforderlichen Zeiten
fÃ¼r die Behandlung des Versicherten sowie fÃ¼r die Vor- und Nachbereitung der
Behandlung im Rahmen der Regelleistungszeiten ablehnt sowie die Beklagte zu
verpflichten, Ã¼ber den Inhalt des Vertrages gemÃ¤Ã� Â§Â 125 Abs. 1 SGB V fÃ¼r
den Heilmittelbereich der Physiotherapie insoweit unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu entscheiden 

Â 

Zur BegrÃ¼ndung der (zweiten) Klage wiederholen die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 das
bisherige Vorbringen der KlÃ¤ger zu 2 und 3. Sie fÃ¼hren zusÃ¤tzlich aus, die
Beklagtenfestsetzungen kÃ¶nnten isoliert zum Gegenstand der Klage gemacht

                            21 / 55

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/125.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/125.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/71.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_V/125.html


 

werden. Es handele sich um mehrere Regelungen i. S. d. Â§ 31 S. 1 SGB X.
UnabhÃ¤ngig voneinander wÃ¼rden die VergÃ¼tungsanpassung bzw.
VergÃ¼tungserhÃ¶hung entsprechend Â§ 125 Abs. 1 S. 1 SGB V, die Festsetzung
von Ausgleichszahlungen entsprechend Â§ 125 Abs. 5 S. 3 SGB V, die Festsetzung
des Preises fÃ¼r den besonderen physiotherapeutischen Bericht â��der HÃ¶he
nachâ�� sowie die Festsetzung des Vertrages und seiner Anlagen angegriffen.
Obwohl letzteres die Festsetzung unter Ziffer 1 beinhalte, hebe dies die
MÃ¶glichkeit, beides zu beklagen, nicht auf. Denn die Klage richte sich jedenfalls
gegen beide Festsetzungen gleichermaÃ�en. Die Ã¼brigen Festsetzungen
kÃ¶nnten auch ohne die beklagten Festsetzungen Bestand haben. Insbesondere
beziehe sich Ziffer 4 S. 2 auf andere GegenstÃ¤nde als Ziffer 4 S. 1, der die
Festsetzung der Anlage 2, Teil B zum Inhalt habe. 

Â 

Die angegriffenen Festsetzungen seien rechtswidrig und verletzten die KlÃ¤ger zu 2
bis 5 in ihren Rechten. Die Festsetzung unter Nr. 1 des Schiedsspruches vom 21. Juli
2021 sei aus mehreren GrÃ¼nden rechtswidrig. Die Vertragspartner hÃ¤tten sich
zur Vorgehensweise im zweiten Schiedsverfahren darauf verstÃ¤ndigt, nicht â��
wie noch im ersten Schiedsverfahren â�� eine erforderliche VergÃ¼tungsanpassung
(insgesamt oder hinsichtlich einzelner Leistungspositionen) zu vereinbaren, sondern
stattdessen den angemessenen Preis einer Leistungsminute in der Physiotherapie
â�� bezogen im Durchschnitt auf durchweg alle Leistungspositionen â�� zum
aktuellen Zeitpunkt zu konsentieren und diesen Minutenpreis fÃ¼r die weiteren
Betrachtungen zugrunde zu legen (â��wirtschaftlicher Minutenpreisâ��). Das
weitere Vorgehen habe vorgesehen, aus der Differenz zwischen dem
wirtschaftlichen Minutenpreis und den seit dem 01. Juli 2019 geltenden
BundeshÃ¶chstpreisen folgerichtig die prozentuale VergÃ¼tungssteigerung zu
ermitteln. Der KlÃ¤ger zu 1 habe im Schiedsverfahren fÃ¼r den Umfang dieser
notwendigen VerÃ¤nderungen gegenÃ¼ber den BundeshÃ¶chstpreisen hin zu
einem wirtschaftlichen Minutenpreis insgesamt einen Wert von 4,4 % zugrunde
gelegt (Antragschriftsatz des KlÃ¤gers zu 1 im zweiten Schiedsverfahren vom 09.
April 2021, Seite 7), die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 hÃ¤tten hingegen einen Wert von 59,8 %
angesetzt (Antragserwiderung vom 19. Mai 2021, Seite 6 ff.). Ihre Annahme, ein
VergÃ¼tungssatz von 1,35 â�¬ pro Minute kÃ¶nne als wirtschaftlich angesehen
werden, sei bereits ein ZugestÃ¤ndnis an den KlÃ¤ger zu 1 gewesen. Dieser habe
als Ausgangsbasis den gewichteten Minutenpreis zum 01. Juli 2019 mit 0,845 â�¬
berechnet. Davon ausgehend sei eine Steigerung von 59,8 % erforderlich, um den
Minutenpreis von 1,35 â�¬ zu erzielen. Die Beklagte habe aus der Spanne zwischen
4,4 % und 59,8 % zwar nicht zwingend den Mittelwert bilden mÃ¼ssen, der
gewÃ¤hlte Faktor 14,09 % werde allerdings nicht begrÃ¼ndet, auch nicht unter
Zugrundelegung der Werte fÃ¼r VZÃ� und Jahresleistungszeit sowie â��aller
weitere(r) Faktorenâ�� (Bezugnahme auf BegrÃ¼ndung des Schiedsspruches Seite
7 f. und Buchstabe e Seite 10 oben). Nach eigenem Bekunden wolle die Beklagte
eine den Gesetzen der Logik folgende, mathematisch rekonstruierbare und
nachprÃ¼fbare Berechnung durchgefÃ¼hrt haben, die dann aber auch
mathematisch korrekt sein mÃ¼sse. Die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 kÃ¶nnten nur vermuten,
dass sich die Beklagte an derselben Methodik orientiert habe, die von den
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Vertragsparteien gleichermaÃ�en fÃ¼r die Ermittlung und BerÃ¼cksichtigung der
VergÃ¼tungsentwicklung Verwendung gefunden habe. HierfÃ¼r spreche, dass die
Beklagte die Ã¼berwiegende Anzahl der fÃ¼r die Preisfindung bedeutsamen
Parameter nach der jeweiligen Berechnungsmethode des KlÃ¤gers zu 1 festgesetzt
habe. Im Schiedsspruch vom 08. MÃ¤rz 2021 habe die Beklagte unter Nr. 2.4 des
Tenors den Vertragsparteien verschiedene KalkulationsansÃ¤tze fÃ¼r einzelne
KalkulationsgrÃ¶Ã�en vorgegeben und diese aufgefordert, hierauf basierend einen
leistungsgerechten und wirtschaftlichen Preis zu verhandeln. Beide
Vertragsparteien hÃ¤tten sich anschlieÃ�end auf eine solche (im Grundsatz
gemeinsame) Berechnungsmethode verstÃ¤ndigt. Diese habe in ihren jeweiligen
SchriftsÃ¤tzen des diesem Rechtsstreit vorangegangen Schiedsverfahrens Eingang
gefunden (Bezugnahme auf Antragsschriftsatz des KlÃ¤gers zu 1 vom 09. April
2021, Seite 5 sowie Antragserwiderungs-Schriftsatz vom 19. Mai 2021, Seite 6 ff.).
Hieraus werde dann klar, dass die Beklagte ihren Gestaltungsspielraum
Ã¼berschritten habe, indem sie eine nicht nachvollziehbare Entscheidung getroffen
habe. Auch im gerichtlichen Verfahren habe die Beklagte eine BegrÃ¼ndung fÃ¼r
die VergÃ¼tungssteigerung von 14,09 % nicht nachgeholt. 

Â 

Eine plausible BegrÃ¼ndung, wie sie auf einen Wert von 14,09 % gekommen sei,
habe die Beklagte nicht geliefert. Dies sei jedoch erforderlich, da sie nach Â§ 35
Abs. 1 S. 2 SGB X verpflichtet sei, in der BegrÃ¼ndung die wesentlichen
tatsÃ¤chlichen und rechtlichen GrÃ¼nde mitzuteilen, die sie zu ihrer Entscheidung
bewogen habe. Die BegrÃ¼ndung entspreche nicht den vom BSG in stÃ¤ndiger
Rechtsprechung geforderten Mindestanforderungen (Bezugnahme auf BSG, Urteil
vom 04.07.2018 [zur Mischpreisbildung], Az.: B 3 KR 21/17 R, juris Rn. 35 m. w. N.).
MaÃ�geblich fÃ¼r eine ausreichende BegrÃ¼ndung sei fÃ¼r das BSG, dass der
Schiedsspruch erkennen lasse, â��welches Gewicht den Kriterien fÃ¼r die
Ermittlung des Erstattungsbetrages (dort nach Â§Â 130b SGB V) beigemessen
wurde.â�� Die Schiedsstelle habe also auch eine Gewichtung der maÃ�geblichen
Kriterien vorzunehmen, die im Gesetz vorgegeben seien. Die gerichtliche Kontrolle
sei insoweit erÃ¶ffnet, ob wesentliche tatsÃ¤chliche oder fÃ¼r sie zwingende
rechtliche Aspekte von der Schiedsstelle missachtet worden seien. Eine Benennung,
GegenÃ¼berstellung und ein Abgleich der maÃ�geblichen Faktoren zur Anpassung
der Preise fÃ¼r die Leistungspositionen der VergÃ¼tungsvereinbarung um 14,09 %
nach Ziffer 1 des Schiedsspruchs vom 21.07.2021 erfolge unter Ziffer II. 2.2 lit. e.
gerade nicht. Vielmehr verweise die Beklagte lediglich darauf, dass sich aus den
beiden Werten (VollzeitÃ¤quivalente von 2,9 und Jahresleistungszeit der
Therapeuten von 1.450 Stunden) auf der â��Grundlage der im Ã�brigen bereits
festgelegten Werteâ�� eine Anpassung der am 01.07.2019 gÃ¼ltigen Bundespreise
unter BerÃ¼cksichtigung der Kostenanpassung zum 01.04.2021 â��sowie aller
weiteren Faktorenâ�� um 14,09 % mit Wirkung zum 01.08.2021 ergebe. Da
insbesondere aber die in die Berechnung der Beklagten aufgefÃ¼hrten â��weiteren
Faktorenâ�� von ihr nicht inhaltlich benannt wÃ¼rden, lasse sich nicht ansatzweise
erkennen, welche Faktoren zu Grunde gelegt worden seien und wie die Beklagte zu
ihrer Entscheidung gekommen sei. 
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Â 

Eine Offenlegung der maÃ�geblichen Faktoren und deren BerÃ¼cksichtigung, die
im Rahmen der Entscheidung der Beklagten zu einer Anpassung der Bundespreise
um 14,09 % gefÃ¼hrt habe, sei zu spÃ¤t erst im Rahmen der mÃ¼ndlichen
Verhandlung durch den Vorsitzenden der Beklagten erfolgt. Die Festsetzung einer
Schiedsstelle sei aber unter anderem dann rechtswidrig, wenn eine bestimmte
Gewichtung maÃ�geblicher Kriterien vorgenommen worden sei, die mit dem Gesetz
nicht im Einklang stÃ¼nden. Ohne Offenlegung der maÃ�geblichen Faktoren sei es
dem Gericht nicht mÃ¶glich, diese gerichtliche Kontrolle vorzunehmen. Der
Schiedsspruch vom 21. Juli 2021 genÃ¼ge daher nicht den Mindestanforderungen,
die in der Entscheidung des BSG vom 04. Juli 2018 aufgestellt worden seien. Weil
sich die BegrÃ¼ndung aus dem Schiedsspruch selbst nicht einmal ansatzweise
ergebe, wozu jedenfalls die abstrakte Darstellung der Rechenschritte unter
Benennung der maÃ�geblichen Faktoren und Zahlen erforderlich gewesen wÃ¤re,
um die Berechnung ansatzweise nachvollziehbar und Ã¼berprÃ¼fbar zu machen,
liege ein BegrÃ¼ndungsmangel vor, der dazu fÃ¼hre, dass der Schiedsspruch als
rechtswidrig anzusehen sei. Die in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vorgetragene
BegrÃ¼ndung kÃ¶nne daran nichts mehr zu Ã¤ndern, zumal diese nur zu Protokoll
erfolgt sei und nicht wie vom BSG vorausgesetzt, durch einen Schriftsatz.

Â 

Die Entscheidung der Beklagten, die Entwicklung der Personalkosten an die
TarifabschlÃ¼sse im Ã¶ffentlichen Dienst statt an die tatsÃ¤chliche Entwicklung der
GehÃ¤lter gemÃ¤Ã� den BGW-Zahlen zu koppeln, laufe dem Ziel einer Angleichung
der im ambulanten und stationÃ¤ren Bereich gezahlten Bruttoarbeitsentgelte
zuwider, wie anhand eines Rechenbeispiels fÃ¼r das Jahr 2022 verdeutlicht werden
kÃ¶nne. Mit jeder Anpassung der Personalkosten um die Tarifanpassung des TVÃ¶D-
Bund vergrÃ¶Ã�ere sich die Differenz der Arbeitsentgelte zwischen dem
ambulanten und stationÃ¤ren Bereich. Die Orientierung an den Zahlen des TVÃ¶D-
Bund missachte zudem die notwendige Transparenz nach Â§ 125 Abs. 2 Nr. 9 SGB V
. 

Â 

Die Beklagte habe ferner ihrer Entscheidung fehlerhafte Tatsachen zugrunde
gelegt, weil sie davon ausgegangen sei, auÃ�er der Zahl der VZÃ� und der
zugrunde zu legenden durchschnittlichen Jahresleistungszeit eines angestellten
Therapeuten keine weiteren fÃ¼r die Preisfestsetzung relevanten Faktoren mehr
bestimmen zu mÃ¼ssen, weil diese bereits im ersten Schiedsspruch festgelegt
worden seien. Aus Sicht der KlÃ¤ger zu 2 bis 5 stellten sich weitere Parameter als
fÃ¼r die Preisbildung relevant dar. Zwingend in die VergÃ¼tung einzubeziehen sei
eine RisikoprÃ¤mie, welche das unternehmerische Risiko abdecke. Eine
Gleichbehandlung eines (im Krankenhaus) angestellten leitenden
Physiotherapeuten mit einem selbststÃ¤ndig TÃ¤tigen verbiete bereits Art. 3 Abs. 1
Grundgesetz (GG). Als hierfÃ¼r angemessen hÃ¤tten die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 in ihre
Berechnung einen Anteil von 5,5 % des Umsatzes eingestellt. Im Zuge eines
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Entgegenkommens sei die Forderung bereits auf 4 % reduziert worden
(Bezugnahme auf Antragserwiderung vom 19. Mai 2021, Seite 10). Ein solcher
Risikozuschlag sei vom Institut fÃ¼r EuropÃ¤ische Gesundheits- und
Sozialwirtschaft (IGES) als angemessen ermittelt worden (Anlage AG 6 zum
Schriftsatz vom 19. Mai 2021, Anlage K 10 der Gerichtsakte S 122 KR 1252/22). Die
Beklagte habe diese tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde nicht in ihre Ermittlung einflieÃ�en
lassen. Sie habe lediglich alle Ã¼brigen gestellten AntrÃ¤ge zurÃ¼ckgewiesen bzw.
abgelehnt. Soweit die Beklagte auf einen leitenden Angestellten abstelle, beachte
sie nicht, dass auch ein solcher kein unternehmerisches Risiko trage. MaÃ�geblich
seien nicht abstrakte Bewertungen, sondern die Einkalkulierung des tatsÃ¤chlichen
finanziellen Risikos als Ausfallrisiko, Marktrisiko sowie eines LiquiditÃ¤tsrisikos.
Insbesondere vor dem Hintergrund der zahlreichen Ein-Personen-Praxen vor allem
im lÃ¤ndlichen Gebiet sei dieses zusÃ¤tzliche Risiko unter BerÃ¼cksichtigung der
tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde in die Preisfindung einzubeziehen. Andernfalls werde der
wirtschaftliche Anreiz, in lÃ¤ndlichen Gebieten eine Einzelpraxis zu grÃ¼nden,
bereits im Keim erstickt mit der Folge von Unterversorgung. Rechtswidrig sei es,
dass die Beklagte bei den Sachkosten gÃ¤nzlich unberÃ¼cksichtigt gelassen habe,
dass ein direkter Zusammenhang zwischen der Zahl der tÃ¤tigen
Physiotherapeuten und den in der Praxis anfallenden Sachkosten bestehe. Der
KlÃ¤ger zu 1 habe in den Verhandlungen (indirekt) dargelegt, dass die sonstigen
Sachkosten pro VollzeitÃ¤quivalent 7.183,00 â�¬ betrÃ¼gen, die KlÃ¤ger zu 2 bis 5
seien hingegen von 9.250,00 â�¬ ausgegangen. Die Beklagte habe keinen Wert
innerhalb dieser Spanne zugrunde gelegt, sondern sich Ã¼berhaupt nicht mit der
Kopplung der Sachkosten an die VZÃ� auseinandergesetzt. 

Â 

Die Beklagte habe weiter eine fehlerhafte VZÃ� pro Praxis angenommen. Der wahre
Wert lasse sich einfach durch die Division der tatsÃ¤chlich tÃ¤tigen 121.000
Therapeuten (zwischen den Vertragspartnern unstreitig) durch die Zahl von 48.927
Praxen errechnen, welche den Erhebungen der BGW zu entnehmen sei. Statt den
sich so aus eindeutigen Zahlen ergebenden 2,47 VZÃ�/Praxis habe der Beklagte im
Zuge einer Kompromissbildung einen Wert von 2,9 einflieÃ�en lassen, obwohl es
angesichts der Eindeutigkeit der zur VerfÃ¼gung stehenden Werte keinen
Gestaltungsspielraum gegeben habe. Dass die Beklagte nicht den Annahmen der
KlÃ¤ger zu 2 bis 5 gefolgt sei, sei umso fragwÃ¼rdiger, als sie ausdrÃ¼cklich dem
hierauf bezogenen Vortrag des KlÃ¤gers zu 1 nicht gefolgt sei. Soweit die Beklagte
die Auffassung vortrage, dass die Ableitung der VZÃ� ein wertender Vorgang sei,
fehlten die GrÃ¼nde fÃ¼r diese Betrachtungsweise oder wertenden Ã�berlegungen
hierfÃ¼r. Zu Unrecht habe die Beklagte weiter unberÃ¼cksichtigt gelassen, dass es
zwar viele Einzelpraxen gebe, daneben jedoch auch eine nicht zu
vernachlÃ¤ssigende Anzahl an Gemeinschaftspraxen. Rechtswidrig sei weiter eine
VZÃ� bezogen auf die Anzahl der Angestellten fÃ¼r die Verwaltung pro Praxis
gÃ¤nzlich unberÃ¼cksichtigt geblieben, obgleich beide Vertragspartner Werte von
0,5 (KlÃ¤ger zu 1, Schriftsatz vom 06. Juli 2021, Seite 15) bzw. â�� bereits als
Kompromisscharakter â�� 1,0 (KlÃ¤ger zu 2 bis 5) eingesetzt gehabt hÃ¤tten
(Antragserwiderung vom 19. Mai 2021, Seite 7). Die Beklagte habe die notwendige
VerwaltungstÃ¤tigkeit Ã¼berhaupt nicht berÃ¼cksichtigt, was ein Beleg fÃ¼r
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unrichtige bzw. unvollstÃ¤ndige Tatsachen sei. Auch sei in der BegrÃ¼ndung nicht
dokumentiert, dass sich die Beklagte mit dem Vorbringen der KlÃ¤ger zu 2 bis 5 in
hinreichender Weise auseinandergesetzt habe. 

Â 

Die Beklagte habe ihren Gestaltungsspielraum auch Ã¼berschritten, in dem sie von
einer Jahresleistungszeit eines angestellten Physiotherapeuten von 1.450 Stunden
pro Jahr ausgegangen sei. Bei einer allseits anerkannten jÃ¤hrlichen
Gesamtarbeitszeit von 1.550 Stunden (wÃ¶chentliche Arbeitszeit von 39 Stunden)
habe der KlÃ¤ger zu 1 lediglich Reduktionen um Zeiten, die auf
FortbildungsmaÃ�nahmen entfielen, vornehmen wollen und gehe von 1.535
Stunden/Jahr aus. Hingegen hÃ¤tten die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 vertreten, dass
zusÃ¤tzlich weitere Zeiten, etwa fÃ¼r Teamsitzungen, Zeiten von Unterauslastung
der Praxis inkl. Pufferzeiten sowie Ausfallzeiten, die infolge kurzfristiger
Terminabsagen auftrÃ¤ten, zu berÃ¼cksichtigen seien. Deshalb hÃ¤tte diese
1.364,68 Stunden/Jahr angesetzt. Zwar liege der angesetzte Wert der Beklagten
innerhalb dieses Korridors, jedoch habe sie zum einen unberÃ¼cksichtigt gelassen,
dass die KlÃ¤ger zunÃ¤chst nur 982 Stunden pro Jahr und Therapeut angesetzt
hÃ¤tten. Der Wert von 1.364,68 Stunden/Jahr sei lediglich ein Kompromissangebot
gewesen. Es bestehe weiter kein sachlicher Grund, Zeiten fÃ¼r Teamsitzungen,
Ausfallzeiten und Zeiten der Unterauslastung anders zu behandeln als Zeiten fÃ¼r
FortbildungsmaÃ�nahmen. In all diesen Zeiten kÃ¶nne kein Umsatz generiert
werden. Diesem Gedanken sei die Beklagte sogar im Wesentlichen gefolgt, indem
sie in der BegrÃ¼ndung des Schiedsspruches Seite 9 unten ausgefÃ¼hrt habe,
Ã¼berzeugt zu sein, dass Termine kurzfristig ausfielen und angestellte Therapeuten
notwendigerweise nicht die gesamte Leistungszeit therapeutisch tÃ¤tig sein
kÃ¶nnten. Die getroffene KompromisslÃ¶sung Ã¼berrasche deshalb, widerspreche
sich im Ergebnis und sei willkÃ¼rlich, in gewisser Weise treuwidrig. Zudem fehle
eine auch nur andeutungsweise nachvollziehbare BegrÃ¼ndung. 

Fehlerhaft habe die Beklagte bei der Jahresleistungszeit des Praxisinhabers nur
wÃ¶chentlich 11 Stunden fÃ¼r den administrativen Mehraufwand berÃ¼cksichtigt,
nicht hingegen die weiteren Zeiten, in denen auch der Praxisinhaber nicht
therapeutisch tÃ¤tig sein kÃ¶nne, wie den Ausfallzeiten und solchen der
Unterauslastung. Die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 hÃ¤tten im Verfahren vorgebracht, dass der
Praxisinhaber 1.003,64 Stunden/Jahr therapeutisch tÃ¤tig sein kÃ¶nne
(Bezugnahme auf Antragserwiderung vom 19. Mai 2021). Diesen Wert habe die
Beklagte verfehlt nicht zur Eingrenzung ihres â��Entscheidungskorridorsâ��
verwendet. 

Â 

Zum Klageantrag zu 2.) berufen sich die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 zunÃ¤chst auf die
frÃ¼here KlagebegrÃ¼ndung und bemÃ¤ngeln ergÃ¤nzend, dass die
vorÃ¼bergehende VergÃ¼tungserhÃ¶hung von 26,67 % nicht auch nur
andeutungsweise begrÃ¼ndet sei. 
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Zum Antrag auf Aufhebung der Ziffer 4 S. 1 des Schiedsspruches vom 21. Juli 2021
fÃ¼hren die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 aus, dieser stehe untrennbar mit den Festsetzungen
unter der Ziffer 1 im Zusammenhang. 

Der KlÃ¤ger zu 1 trÃ¤gt vor, in formeller Hinsicht seien die ErlÃ¤uterungen des
Vorsitzenden der Beklagten im Rahmen der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 12.
Januar 2024 eine zulÃ¤ssige ErgÃ¤nzung der BegrÃ¼ndung des in Form eines
Verwaltungsaktes ergangenen Schiedsspruchs vom 21. Juli 2021. HierfÃ¼r spreche
zudem, dass die von der Beklagten in der mÃ¼ndlichen Verhandlung genannten
Zahlen den Vertragsparteien zumindest insoweit Ã¼berwiegend bekannt gewesen
seien, als sie bereits zum Gegenstand der Verhandlungen vor der Schiedsstelle
gehÃ¶rt hÃ¤tten.

Â 

In der Sache richte sich seine Klage im Wesentlichen gegen die Festsetzung der
Preise der physiotherapeutischen Leistungspositionen (Â§ 125 Abs. 2 Nr. 1 SGB V)
und der daraus abgeleiteten HÃ¶he der ZahlbetrÃ¤ge durch Ziffer 1 und 2 des
Beschlusstenors des zweiten Schiedsspruches.

Bei der Festlegung der VZÃ� in HÃ¶he von 2,9 habe die Beklagte einen
unzutreffend ermittelten Sachverhalt zugrunde gelegt bzw. keine tragfÃ¤higen
Tatsachenfeststellungen getroffen, um den von ihr gewollten Interessenausgleich
mit Kompromisscharakter tatsÃ¤chlich vornehmen zu kÃ¶nnen. Weder seien 82%
der Praxen Ein-Personen-Praxen, noch sei bekannt, ob Ein-Personen-Praxen die
Versorgung im lÃ¤ndlichen Raum sicherten. Sie selbst habe den klÃ¤gerischen
Antrag auf eine PraxisgrÃ¶Ã�e von 3,5 VZÃ� auf der Grundlage des IGES-Gutachten
mit der BegrÃ¼ndung zurÃ¼ckgewiesen, dass das Gutachten die Ein-Personen-
Praxen nicht berÃ¼cksichtigt habe, obwohl der Anteil der Einzelpraxen ca. 82 %
betrage. Damit habe die Beklagte die offensichtlich unzutreffende Annahme
zugrunde gelegt, dass Einzelpraxen zugleich Ein-Personen-Praxen seien. WÃ¤hrend
mit dem Begriff Ein-Personen-Praxen zum Ausdruck gebracht werde, dass dort nur
ein Therapeut, in der Regel der Praxisinhaber, tÃ¤tig sei, beschreibe der Begriff
Einzelpraxis die rechtliche Ausgestaltung der Praxisform (Einzelpraxis oder
Gemeinschaftspraxis). Eine Einzelpraxis habe stets nur einen Praxisinhaber, eine
Gemeinschaftspraxis dagegen immer mehrere. Dies werde auch aus der Definition
im WAT-Bericht deutlich, auf die sich die Beklagte beziehe. Die Anzahl der
Praxisinhaber sage also nichts darÃ¼ber aus, in welchem Umfang in der Praxis auch
angestellte Therapeuten tÃ¤tig seien. Die Mehrheit der Praxen mit einer GrÃ¶Ã�e
und Anzahl angestellter Therapeuten seien Einzelpraxen. Dementsprechend kÃ¶nne
der prozentuale Anteil der Einzelpraxen an der Gesamtzahl der zugelassenen
Praxen entgegen der Annahme der Beklagten keine Auskunft Ã¼ber den Anteil der
Klein- und Kleinstpraxen an der Versorgung geben. Daraus folge wiederum, dass es
fÃ¼r die Darlegung der Beklagten, sie habe fÃ¼r ihre Preiskalkulation mit 2,9 VZÃ�
eine PraxisgrÃ¶Ã�e zugrunde gelegt, die den tatsÃ¤chlichen
VersorgungsverhÃ¤ltnissen besser entspreche, keine tragfÃ¤hige
Tatsachengrundlage gebe. Soweit die Beklagte darauf abstelle, dass sich die
KlÃ¤ger zu 2 bis 5 in ihrem Schriftsatz vom 12. Juli 2021 unter Bezugnahme auf den
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QualitÃ¤tsbericht zur Gesundheitspersonalberechnung (Seite 5) beriefen, und dies
fÃ¼r Ã¼berzeugend halte, sei dies falsch. In diesem Bericht finde sich der Begriff
â��Praxisinhaberâ�� gar nicht, sondern nur der des SelbststÃ¤ndigen. Damit
kÃ¶nnten auch freie Mitarbeiter gemeint sein, welche in dem WAT-Bericht auch
neben den angestellten Therapeuten gesondert aufgefÃ¼hrt seien (dort Seite 26).
Aus dem WAT-Bericht ergebe sich im Ã�brigen fÃ¼r eine physiotherapeutische
Praxis eine VZÃ� von 2,9, die sich nur auf (angestellte und freiberufliche)
therapeutische Mitarbeiter beziehe, ohne die Praxisinhaber einzubeziehen (WAT-
Bericht S. 26 und 70). Auch dies spreche gegen die Annahme der Beklagten, ein
VZÃ� von 2,9 kÃ¶nne als Interessenausgleich mit Kompromisscharakter angesehen
werden. Die dargestellten Unsicherheiten hinsichtlich der BerÃ¼cksichtigung der
Praxisinhaber hÃ¤tte die Beklagte aufklÃ¤ren mÃ¼ssen. Die Feststellung, dass auch
selbststÃ¤ndige Physiotherapeuten der Versicherungspflicht in der
Unfallversicherung unterlÃ¤gen, vermÃ¶ge dies nicht zu ersetzen. Zum einen
gehÃ¶rten entsprechende Angaben aus der Unfallversicherung soweit ersichtlich
nicht zu den Datenquellen, die bei der Gesundheitspersonalrechnung
berÃ¼cksichtigt seien. Zum anderen fordere eine eigene Versicherungs- und
Beitragspflicht der als Unternehmer tÃ¤tigen Physiotherapeuten nach Â§ 150 Abs. 1
S. 2 SGB VII auch stets eine gesonderte Beitragsberechnung und einen gesonderten
Beitragsbescheid. Auch habe die Beklagte keine ausreichenden
Tatsachenfeststellungen zu der PlausibilitÃ¤t der von den Organisationen der
Leistungserbringer fÃ¼r ihre VZÃ�-Berechnungen herangezogenen Anzahl an
Praxen getroffen. Die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 hÃ¤tten im Schiedsverfahren vorgetragen,
es gebe insgesamt 49.011 zu berÃ¼cksichtigende ambulante Praxen. Diese Zahl
hÃ¤tten sie aus zwei Aufstellungen der BGW (Ergebnis der Umlagerechnung 2019)
Ã¼bernommen, die gesondert 45.490 Praxen/Unternehmen der
Physiotherapie/Krankengymnastik und 3.512 Praxen/Unternehmer der Massage,
medizinische BÃ¤der auffÃ¼hrten. Die Zahl von 49.011 Praxen weiche erheblich
von der sich aus den Heilmittelleistungserbringerverzeichnis (Stand 2018)
ergebenden Anzahl von insgesamt 41.172 Praxen ab. Gegen die Heranziehung der
von den Organisationen der Leistungserbringer ohne erlÃ¤uternde Angaben zur
Methodik und den Datengrundlagen eingereichten Aufstellungen der
Berufsgenossenschaft als Berechnungsgrundlage fÃ¼r die VZÃ� pro Praxis
bestÃ¼nden erhebliche Bedenken. Denn diese Aufstellungen sollten als Beleg
dafÃ¼r dienen, dass es neben den Physiotherapie/Krankengymnastik-Praxen noch
Ã¼ber 3.500 weitere gebe, in denen ausschlieÃ�lich Masseure und medizinische
Bademeister MaÃ�nahmen der Physiotherapie erbrÃ¤chten. Die aus dieser fÃ¼r den
Leistungsbereich der Physiotherapie ungewÃ¶hnlichen Trennung abgeleitete
Gesamtanzahl von Praxen lasse sich weder anhand der
Gesundheitspersonalrechnung des Bundes noch des
Heilmittelleistungserbringerverzeichnisses auch nur annÃ¤hernd nachvollziehen.
Die Beklagte hÃ¤tte daher dem Vortrag der KlÃ¤ger zu 2 bis 5 nÃ¤her nachgehen
mÃ¼ssen, um diesen als Grundlage fÃ¼r den von ihr beabsichtigten
Interessenausgleich mit heranziehen zu dÃ¼rfen. Aus der unzutreffenden
Festlegung der ab dem 01. August 2021 geltenden Preise folge auch, dass die
Beklagte Ã¼ber den Ausgleich fÃ¼r die verzÃ¶gerte Preisfestsetzung neu zu
entscheiden haben werde. Denn die HÃ¶he habe die Beklagte aus der Differenz
zwischen den zum 01. August 2021 festgesetzten Preisen und den zuvor ab dem 01.
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April 2021 geltenden ermittelt. 

Â 

Im Hinblick auf das Vorbringen der anderen KlÃ¤ger trÃ¤gt der KlÃ¤ger zu 1
ergÃ¤nzend vor, die Statistik der BGW sei maÃ�geblich fÃ¼r die Frage der
Regelung eines gesonderten Punktes â��VergÃ¼tungsstrukturen fÃ¼r die
Arbeitnehmerâ�� (Â§ 125 Abs. 2 Nr. 9 SGB V). Eine Orientierung an den BGW-Daten
fÃ¼hre zu einer Preisspirale nach oben. Â§Â 125 Abs. 2 Nr. 9 SGB V solle einzig
gewÃ¤hrleisten, dass die Preisanpassungen auch auf die GehÃ¤lter der
BeschÃ¤ftigten im ambulanten Physiotherapie-Bereich durchgriffen.

Â 

Bei der mit dem Schiedsspruch vom 21. Juli 2021 erfolgten Festsetzung der Preise
zum 1. August 2021 handele es sich nur fÃ¼r den Zeitraum vom 1. April 2021 bis
zum 31. Juli 2021 um eine verzÃ¶gerte Entscheidung im Sinne von Â§ 125 Abs. 5 S.
3 SGB V. Denn der danach fÃ¼r das Vorliegen einer verzÃ¶gerten Entscheidung
erforderliche â��Ablauf von drei Monatenâ�� kÃ¶nne sich nach der
Gesetzessystematik nur auf den in Â§Â 125 Abs. 5 S. 1 SGB V genannten Zeitraum
(â��innerhalb von drei Monatenâ��) beziehen, innerhalb dessen die Beklagte im
Fall einer fehlenden Einigung der Vertragsparteien die Preise festzusetzen gehabt
habe. Dieser Zeitraum von drei Monaten wiederum habe nach Â§ 125 Abs. 5 S.1
SGB V (in der Fassung des GPVG vom 22. Dezember 2020) mit dem 1. Januar 2021
begonnen und am 31. MÃ¤rz 2021 geendet. Aus dem ebenfalls durch das GPVG
eingefÃ¼gten Â§ 125 Abs. 5 S. 2 SGB V ergebe sich kein frÃ¼herer Beginn des
Dreimonatszeitraums, da dies ausweislich der GesetzesbegrÃ¼ndung lediglich der
Beklagten habe ermÃ¶glichen sollen, auch vor dem gesetzlich vorgesehenen
Zeitpunkt (1. Januar 2021) tÃ¤tig werden zu kÃ¶nnen. Damit sollte jedoch nicht der
Zeitpunkt des Beginns des Dreimonatszeitraums nach Â§ 125 Abs. 5 S. 1 und 3 SGB
V verÃ¤ndert werden (Bezugnahme auf BT-Drs. 19/23483, Seite 29).

Â 

Die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 beantragen,

Â 

1. den Schiedsspruch der Beklagten vom 21. Juli 2021 aufzuheben, soweit er zur
VergÃ¼tung unter den Ziffern 1., 2. und 4. S. 1 Festsetzungen trifft, 

2. die Beklagte zu verpflichten, Ã¼ber den Inhalt des Vertrages gemÃ¤Ã� Â§ 125
Abs. 1 SGB V fÃ¼r den Heilmittelbereich der Physiotherapie insoweit unter
Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu entscheiden,

3. die Beklagte zu verpflichten, ZahlbetrÃ¤ge zu beschlieÃ�en, durch die
VergÃ¼tungsausfÃ¤lle ausgeglichen werden, die bei den Leistungserbringern im
Zeitraum bereits ab dem 10. Januar 2021 durch die verzÃ¶gerte Entscheidung der
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Beklagten entstanden sind,

Â 

Die KlÃ¤ger zu 2 und 3 beantragen zusÃ¤tzlich,

Â 

festzustellen, dass der Schiedsspruch vom 8. MÃ¤rz 2021 in seinen Festsetzungen
unter den Ziffern 2.1, 2.2 und 2.3 rechtswidrig gewesen ist. 

Â 

Der KlÃ¤ger zu 1 beantragt, 

Â 

die Festsetzungen unter den Ziffern 1 und 2 des Schiedsspruchs der Beklagten vom
21. Juli 2021 aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, insoweit unter
Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu entscheiden. 

Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 

zu den ursprÃ¼nglichen Klageverfahren L 1 KR 135/21 KL bzw. S 76 KR 1568/21 die
Fortsetzungsfeststellungklage als unzulÃ¤ssig zurÃ¼ckzuweisen, hilfsweise als
unbegrÃ¼ndet abzuweisen, 

zu dem ursprÃ¼nglichen Klageverfahren L 14 KR 323/21 KL â�� S 122 KR 1252/22
die Klagen der KlÃ¤ger zu 2 bis 5 gegen den Schiedsspruch der Beklagten vom 21.
Juli 2021 als unzulÃ¤ssig abzuweisen, hilfsweise als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ckgewiesen,

zu dem ursprÃ¼nglichen Klageverfahren S 221 KR 1561/21 die Klage des KlÃ¤gers
zu 1 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Zur BegrÃ¼ndung trÃ¤gt sie unter anderem vor, der weiteren Klage der VerbÃ¤nde
stehe der Einwand doppelter RechtshÃ¤ngigkeit entgegen, da der zweite
Schiedsspruch kraft Gesetz gemÃ¤Ã� Â§ 96 Abs. 1 SGG Gegenstand des
Klageverfahrens gegen den ersten Schiedsspruch geworden sei. Der zweite habe
den ersten durch die Festsetzung der Preise vervollstÃ¤ndigt bzw. ergÃ¤nzt. Die
Vorgabe an die Vertragsparteien, sich bis zum 01. April 2021 Ã¼ber die Preise zu
verstÃ¤ndigen, habe sich durch Zeitablauf bzw. auf andere Weise erledigt. Die
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Beschwer der klagenden VerbÃ¤nde haben sich vermindert, weil immerhin eine
Preisregelung getroffen worden sei. Der Fortsetzungsfeststellungsklage fehle es
zudem am Fortsetzungsfeststellungsinteresse, insbesondere an einer
Wiederholungsgefahr. Der zweite Schiedsspruch habe die Preise auf einem Niveau
angepasst, das Ã¼ber die im ersten Schiedsspruch festgesetzte Kostenentwicklung
deutlich hinausgehe. Bei einer KÃ¼ndigung des Vertrages bestÃ¼nde fÃ¼r die
Beteiligten keine im Wesentlichen unverÃ¤nderte Situation, welche Voraussetzung
fÃ¼r die Annahme einer Wiederholungsgefahr wÃ¤re. 

Â 

Die Beklagte bezieht sich im Ã�brigen auf die BegrÃ¼ndung des Schiedsspruches.
In der Situation, in der wie hier die beklagte Schiedsstelle zunÃ¤chst keine
vollinhaltlich abschlieÃ�ende Entscheidung treffe und auch nicht treffen wolle und
anschlieÃ�end den noch fehlenden Teil in einer weiteren Entscheidung ergÃ¤nze,
werde der erste Schiedsspruch durch den weiteren als Zweitbescheid ergÃ¤nzt. Die
Klage sei im Ã�brigen auch unzulÃ¤ssig, wenn Â§ 96 SGG nicht fÃ¼r einschlÃ¤gig
gehalten werde. Es lÃ¤ge dann jedenfalls TeilidentitÃ¤t der StreitgegenstÃ¤nde vor,
weil die im ersten Schiedsspruch festgelegten Kriterien fÃ¼r die Preisbildung auch
dem zweiten zugrunde gelegt worden seien. Im Ã�brigen mÃ¼sste das zweite
Klageverfahren ausgesetzt werden, was dementsprechend beantragt werde. Es
dÃ¼rfe nunmehr unstreitig sein, dass sich die Rechtswirkungen des ersten
Schiedsspruches in seinen Nr. 2, 2.1 bis 2.4 durch Zeitablauf zum 31. MÃ¤rz 2021
sowie die ergÃ¤nzenden Festsetzungen des zweiten Schiedsspruches auf andere
Weise erledigt habe. Insoweit sei die gesetzliche Entscheidungsbefugnis der
Schiedsstelle wieder aufgelebt mit der Folge, dass sie auf Antrag erneut zur
Entscheidung befugt gewesen sei. 

Â 

Der Schiedsspruch bewege sich im Ã�brigen im Rahmen des
Gestaltungsspielraumes und erfÃ¼lle die Anforderungen an eine BegrÃ¼ndung. Der
Gestaltungsspielraum einer Schiedsstelle bestimme sich nach Inhalt und Umfang
der Gestaltungsfreiheit der Vertragspartner. Dies gelte auch fÃ¼r die Gestaltung
des Verfahrens. Zur Gestaltungsfreiheit der Vertragspartner gehÃ¶re es, zum
Ausgleich divergierender Interessen Inhalte zu vereinbaren, die willkÃ¼rlich seien.
Auch dies sei Inhalt der Vertragsgestaltungsfreiheit. Zu berÃ¼cksichtigen sei auch,
dass Schiedsentscheidungen Mehrheitsentscheidungen aufgrund vertraulicher
Beratungen seien, in denen unterschiedliche Interessen zum Ausdruck kÃ¤men und
zu einem Kompromiss durch Mehrheitsentscheid gefÃ¼hrt wÃ¼rden. Eine
Schiedsstelle Ã¼berschreite erst dann den Bereich ihrer weiten Gestaltungsfreiheit,
wenn das Handeln der Schiedsstelle (als Normgeber) Ã¤uÃ�erste rechtliche
Grenzen der Rechtssetzungsbefugnis Ã¼berschreite (Bezugnahme auf BSG,
Beschluss vom 27. Januar 2021 â�� B 6 A 1/19 R â�� Rn. 11). Diese von der
Rechtsprechung zum Grundsatz der maÃ�vollen AusÃ¼bung der Rechtsaussicht
entwickelten Vorgaben seien auch auf die gerichtliche Ã�berprÃ¼fung von
Entscheidungen der Selbstverwaltung anzuwenden. Aus diesem Zusammenhang
ergÃ¤ben sich schlieÃ�lich auch die Anforderungen, welche an die BegrÃ¼ndung
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einer Schiedsstellenentscheidung zu stellen seien. Die wesentlichen, nicht alle,
tatsÃ¤chlichen und rechtlichen GrÃ¼nde mÃ¼ssten wenigstens andeutungsweise
erkennbar sein. Andeutungsweise heiÃ�e, dass die Tatsachen und GrÃ¼nde nicht
immer ausdrÃ¼cklich genannt sein mÃ¼ssten. Es reiche aus, dass sie erkennbar
seien. Das sei auch dann der Fall, wenn sie nur aus dem Gesamtzusammenhang
des Ergebnisses erschlossen werden kÃ¶nnten. Die Anforderungen bezÃ¶gen sich
dabei auf die Entscheidungsergebnisse insgesamt einschlieÃ�lich der tragenden
GrÃ¼nde, nicht hingegen auf jede einzelne Feststellung bei der Ableitung der
Anhebung der Preise. Letzteres Ã¼berspanne die Anforderung an den
BegrÃ¼ndungsaufwand einer ehrenamtlich tÃ¤tigen Schiedsstelle deutlich. Art. 19
Abs. 4 GG werde nur soweit tangiert, als dass den Gerichten mÃ¶glich sein
mÃ¼sse, zu Ã¼berprÃ¼fen, ob die Grenzen der Gestaltungsfreiheit der
Schiedsstelle eingehalten worden seien. 

Â 

Insbesondere sei die Darlegung des Rechenweges in der BegrÃ¼ndung des
Schiedsspruchs vom 21. Juli 2021 nicht erforderlich gewesen. Das BSG habe vor
einem vergleichbaren Hintergrund in einer seiner Entscheidungen zur
Mischpreisbildung sinngemÃ¤Ã� ausgefÃ¼hrt, dass der Gesetzgeber nicht allein auf
die wenig konkreten materiell-rechtlichen Kriterien vertraue, sondern daneben auch
der Struktur des Einigungs- und Aushandlungsprozesses besondere Bedeutung
beigemessen habe. Weitergehende BegrÃ¼ndungspflichten als die Mitteilung der
wesentlichen, tatsÃ¤chlichen und rechtlichen GrÃ¼nde lieÃ�en sich weder aus dem
Gesetz noch dem untergesetzlichen Normprogramm ableiten (Bezugnahme auf
BSG, Urteil vom 4. Juli 2018 â�� B 3 KR 21/17 R- Rn. 42). Teilrechenoperationen
mÃ¼ssten nicht im Einzelnen in der BegrÃ¼ndung der Schiedsstelle ausgewiesen
sein. Es sei nicht erkennbar, warum diese GrundsÃ¤tze nicht auch fÃ¼r die Bildung
der Heilmittelpreise Anwendung finden sollten.

Â 

Hilfsweise sei zudem davon auszugehen, dass ein formeller BegrÃ¼ndungsmangel
durch den Vortrag der Beklagten in der mÃ¼ndlichen Verhandlung geheilt sei. Ein
Schriftformerfordernis bestehe nicht. Ein fÃ¶rmliches Nachverfahren zur Heilung
des Formfehlers sei nicht erforderlich. Zudem werde hilfsweise auf Â§ 42 SGB X
verwiesen. Eine weitergehende BegrÃ¼ndungspflicht hÃ¤tte die im Wege der
Kompromissbildung herbeigefÃ¼hrte Mehrheitsentscheidung der Schiedsstelle nicht
beeinflusst und auch nicht beeinflussen kÃ¶nnen. Bei den gleichbleibenden
Faktoren der Preisbildung Ã¤nderte eine Darlegung des Rechenweges in einer
ErgÃ¤nzung der BegrÃ¼ndung nichts am Ergebnis der Preisbildung. 

Â 

Soweit die Beklagte fÃ¼r die Festsetzung der Personalkostenentwicklung auf die
des TVÃ¶D-Bund abgestellt habe, liege dies in ihrem weiten Gestaltungsspielraum.
Das Gesetz gebe nicht vor, dass zur Festsetzung der Entwicklung der
Personalkosten i. S. d. Â§ 125 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 SGB V zwingend und ausschlieÃ�lich
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die Entwicklung der tatsÃ¤chlich gezahlten Arbeitsentgelte der angestellten
Therapeuten in der Darstellung der Nachweise der Arbeitsentgelte der versicherten
und der geleisteten Arbeitsstunden nach Â§ 165 Abs. 1 SGB XII, Â§ 125 Abs. 2 Nr. 9
SGB V zugrunde zu legen sei. Der Zweck von Â§ 125 Abs. 2 Nr. 9 SGB V bestehe
nach der BegrÃ¼ndung darin, im Rahmen der Vertragsverhandlungen
VergÃ¼tungsstrukturen fÃ¼r die Arbeitnehmer unter BerÃ¼cksichtigung der
tatsÃ¤chlich von den Praxisinhabern an ihre Arbeitnehmer gezahlten
Arbeitsentgelte zu vereinbaren. Diese Vorgabe diene demnach vor allem der
Transparenz in den Preisverhandlungen. Denn Preisentwicklung und
Entgeltentwicklung kÃ¶nnten teilweise deutlich auseinanderfallen. Mit dem Gesetz
sollte erreicht werden, dass Preisentwicklung und Entgeltentwicklung stÃ¤rker im
Gleichklang stÃ¼nden. Mit den Vorgaben zur Feststellung der
Personalkostenentwicklung und den Vorgaben zu transparenten
VergÃ¼tungsstrukturen wÃ¼rden unterschiedliche Zwecke verfolgt, die sich zwar
mÃ¶glicherweise Ã¼berschnitten, aber nicht identisch seien. Hieraus folge, dass die
Entgeltwerte der BGW fÃ¼r die Bestimmung der Personalkostenentwicklung nach 
Â§ 125 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 SGB V zwar herangezogen werden kÃ¶nnten, aber nicht
immer und ausschlieÃ�lich zwingend heranzuziehen seien. Dies sei insbesondere
dann nicht der Fall, wenn â�� wie hier â�� die Werte der BGW in der konkreten
Entscheidungssituation der Schiedsstelle nicht oder nur eingeschrÃ¤nkt zur
Abbildung der Personalkostenentwicklung geeignet seien. Unstreitig hÃ¤tten die
Entgeltwerte der BGW im Zeitpunkt der Entscheidung fÃ¼r das Jahr 2020 und 2021
noch nicht vorgelegen. Die Entgeltwerte fÃ¼r das Jahr 2019 seien nicht
reprÃ¤sentativ, da in das Jahresergebnis 2019 der deutliche ErhÃ¶hungseffekt der
gesetzlichen Preisanpassung zum 01. Juli 2019 zumindest anteilig eingeflossen sei.
Die zweite Halbjahresrate der BGW-Werte 2019 hÃ¤tte also nur mit einem zu
schÃ¤tzenden Abschlag verwendet werden kÃ¶nnen. Vor diesem Hintergrund sei es
im Gestaltungsermessen gewesen, im Interesse einer einheitlichen Rate auf die
durchschnittliche Tarifentwicklung des TVÃ¶D-Bund zurÃ¼ckzugreifen, der auch in
der stationÃ¤ren Versorgung zur Bemessung der Entgelte beschÃ¤ftigter
Therapeuten verwendet werde. Der Schiedsspruch verfolge damit das Ziel, die
ambulanten Entgelte im Interesse der Wettbewerbsgleichheit an die stationÃ¤ren
anzugleichen. Insoweit ergebe sich aus dem Gesetz keine Verpflichtung, die
Entwicklung der Personalkosten allein und ausschlieÃ�lich auf der Grundlage von
BGW-Entgelten zu schÃ¤tzen. Daraus folge auch, dass die Beklagte nicht
verpflichtet gewesen sei, ein weiteres sachverstÃ¤ndiges Gutachten einzuholen.
Auch abgesehen von dem Zeitaufwand habe mit der Tarifentwicklung eine taugliche
Alternative zur VerfÃ¼gung gestanden. In die ab 01. April 2021 vorlÃ¤ufig
gezahlten erhÃ¶hten Preise sei die Tarifanpassung im TVÃ¶D zum 01. April 2021
eingeflossen. 

Die Festsetzung der Entwicklung der Sachkosten anhand der Inflationsrate sei
rechtmÃ¤Ã�ig und werde auch von den KlÃ¤gern zu 2 bis 5 nicht in Frage gestellt.
Auf die betragsmÃ¤Ã�ige HÃ¶he komme es wegen der deutlich hÃ¶heren
Preisfestsetzung nicht mehr an. 

Auch die Festsetzung der sogenannten Gemeinkosten sei rechtmÃ¤Ã�ig. Abgesehen
von einem unsubstantiierten Vorwurf der WillkÃ¼r trÃ¼gen die KlÃ¤ger zu 2 bis 5
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nichts Weiteres vor. Deren HÃ¶he sowie die Effekte der vorgenommenen
Gewichtung der verschiedenen Kostenbestandteile seien wegen der
Preisfestsetzung durch den zweiten Schiedsspruch unbeachtlich. 

Die einzelnen Festsetzungen zur Anpassung der Preise bewegten sich jeweils im
Rahmen des Vertretbaren. In keinem Falle werde die Ã¤uÃ�erste rechtliche Grenze
der Rechtsetzungsbefugnis Ã¼berschritten. Die Festsetzungen stÃ¼nden in keinem
Fall in einem groben MissverhÃ¤ltnis zu den mit ihnen verfolgten Zwecken und
seien auch nicht schlechterdings unvertretbar und unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig. Die
Festsetzungen bei der Ableitung der Preisbildung seien nicht willkÃ¼rlich, erfolgten
auf der Grundlage eines vollstÃ¤ndigen und zutreffenden Sachverhaltes und
verstieÃ�en auch nicht gegen die Denkgesetze und GrundsÃ¤tze der Logik. Die
Anhebung der am 01. Juli 2019 gÃ¼ltigen BundeshÃ¶chstpreise fÃ¼r Behandlungen
ab dem 01. August 2021 um 14,09% bewege sich im Korridor der AntrÃ¤ge. Ein
Anspruch auf Festsetzung regelhaft des Mittelwertes bestehe nicht. Die der
Bestimmung des Preises auf der Grundlage der zwischen den Parteien
konsentierten Methodik zugrunde gelegten preisbildenden Faktoren sei
rechtmÃ¤Ã�ig. Das Ansetzen der Zahl der VZÃ� mit 2,9 sei kein Rechenvorgang,
sondern ein wertender Vorgang im Kompromisswege. Dies sei schon daran
erkennbar, dass die Frage der als Basis einzubeziehenden Praxen wegen der
Bewertung der Einzelpraxen zwischen den Beteiligten bis zum Schluss streitig
geblieben sei. Als hilfsweises Argument kÃ¤men die Ein-Personen-Praxen ins Spiel.
Diese seien in dem vom KlÃ¤ger zu 1 beauftragten IGES-Gutachten einfach
herausgerechnet worden, obwohl dies nach diesem Gutachten rund 10.000 Praxen
betreffe. Die Beklagte habe im zweiten Schiedsspruch ausdrÃ¼cklich auf diese
Angabe abgestellt. Das Gutachten spreche in den zitierten Stellen jeweils von Ein-
Personen-Praxen und gerade nicht von Einzelpraxen mit mehreren therapeutisch
tÃ¤tigen Angestellten. Auch sofern auf die Rechtsform der Einzelpraxis abgestellt
werde, sei die BerÃ¼cksichtigung kleiner lÃ¤ndlicher Praxen bei der Festsetzung
der VZÃ� durch das IGES und damit den KlÃ¤ger zu 1 nicht fÃ¼r
Versorgungsaspekte ausreichend, da das IGES in seinem Gutachten von 3,5
therapeutischen VZÃ� ausgehe. Daneben habe die Beklagte keine ganze oder halbe
Stelle pauschal fÃ¼r die notwendigen VerwaltungstÃ¤tigkeiten eingestellt, weil sie
bereits im ersten Schiedsspruch bei der Jahresleistungszeit des Praxisinhabers 11
Stunden wÃ¶chentlich fÃ¼r den administrativen Mehraufwand mindernd
berÃ¼cksichtigt habe. Diese Entscheidung habe sich angesichts des sehr hohen
Anteils an Einzelpraxen im Rahmen des rechtlich Vertretbaren gehalten. 

Â 

Auch die Jahresleistungszeit der Therapeuten sei im Sinne eines Kompromisses mit
1.450 Stunden zugrunde gelegt worden. Aus dem Gleichbehandlungssatz ergebe
sich nichts fÃ¼r die Beantwortung der Frage, ob Zeiten fÃ¼r Teamsitzungen
abzuziehen seien oder nicht. Ausfallzeiten sowie Unterauslastungen seien dem
Unternehmerrisiko des Praxisinhabers zuzuordnen, worauf in der BegrÃ¼ndung
hingewiesen worden sei (Schiedsspruch Seite 9). Bei der Bestimmung der
Jahresleistungszeit des Praxisinhabers sei der Vortrag der KlÃ¤ger zu 2 bis 5, dass
neben den Absetzungen fÃ¼r den administrativen Aufwand auch weitere Zeiten
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abzusehen seien, nicht sachgerecht. Die Vorstellung, dass angestellte Therapeuten
und der Praxisinhaber z.B. hinsichtlich der Absetzung von Fortbildungen rechtlich
gleich zu behandeln seien, sei irrig. 

Â 

Die angemahnte fehlende BegrÃ¼ndung der prozentualen Anpassung der
VergÃ¼tung in HÃ¶he von 14,09 % ergebe sich aus der Ableitung der
VergÃ¼tungsanpassung anhand der zuvor dargestellten wesentlichen Faktoren auf
der Grundlage der Methodik, die zwischen den beiden Vertragsparteien konsentiert
worden sei (Bezugnahme auf KlagebegrÃ¼ndungsschriftsatz vom 15. Dezember
2021, Seite 21, 22). Auf die SchriftsÃ¤tze sowie das IGES-Gutachten werde
verwiesen. Eine RisikoprÃ¤mie als Preisbildungsfaktor fÃ¼r das Unternehmerrisiko
habe die Beklagte nicht eingestellt, weil fÃ¼r den Unternehmerlohn deutlich
hÃ¶here Personalkosten nach dem TVÃ¶D (Entgeltgruppe 9 b/Stufe 4) einbezogen
worden seien, als fÃ¼r die angestellten Therapeuten (Entgeltgruppe 7/Stufe 5)
(Bezugnahme auf Schiedsspruch vom 05. MÃ¤rz 2021, Seite 4). Diese Einstufung sei
auch in den zweiten Schiedsspruch eingeflossen (dort Seite 7). Sie entspreche im
Ã�brigen der Einstufung eines angestellten Physiotherapeuten in stationÃ¤ren
Einrichtungen in leitender Stellung. Ein sachlicher Grund, zusÃ¤tzlich eine
RisikoprÃ¤mie einzubeziehen, bestehe daher nicht, zumal das Unternehmerrisiko
typischer Weise dem Inhaber einer Praxis zuzuordnen sei. 

Â 

Der Verpflichtungsantrag Nr. 2 sei unbegrÃ¼ndet. Die Entscheidung der Beklagten,
die erhÃ¶hten Preise fÃ¼r Behandlungen ab dem 01. August 2021 bis zum 30.
November 2021 als Ausgleich fÃ¼r die verzÃ¶gerte Preisfestsetzung in dem
Zeitraum vom 01. April 2021 bis zum 31. Juli 2021 festzusetzen, sei rechtmÃ¤Ã�ig.
Das Terminservice- und Versorgungsgesetz (BGBl I, Seite 646) habe den Termin
fÃ¼r das Zustandekommen des Vertrages zunÃ¤chst auf den 01. Juli 2020
festgesetzt. Das Covid-19-Krankenhausentlastungsgesetz vom 27. MÃ¤rz 2020
(BGBl I, Seite 520) habe dies auf den 01. Oktober 2010 verlagert, ohne allerdings
den Â§ 125 Abs. 5 S. 1 SGB V zu verÃ¤ndern. Das Gesundheitsversorgungs- und
Pflegeverbesserungsgesetz (GPVG) vom 22. Dezember 2020 (BGBl I, Seite 3299)
habe beide Termine auf den 01. Januar 2021 verlagert. Die Beklagte habe nach
dieser erneuten Verschiebung im Rahmen ihres weiten Gestaltungsermessens den
Zeitpunkt, innerhalb dessen die Entscheidung spÃ¤testens zu treffen gewesen sei,
auf den 31. MÃ¤rz 2021 bestimmt. MaÃ�geblich sei insoweit das in der Sitzung der
Schiedsstelle am 13. Juli 2021 erzielte Gesamtergebnis. 

Die Beteiligten haben unter dem 23. Februar 2023 (KlÃ¤ger zu 1), 29. Februar 2024
(KlÃ¤ger zu 2 bis 5) und 1. MÃ¤rz 2024 (Beklagte) ihr EinverstÃ¤ndnis mit einer
Entscheidung des Senats ohne mÃ¼ndliche Verhandlung erklÃ¤rt. 

Â 

Auf die von den Beteiligten in den Schiedsverfahren und vor Gericht eingereichten
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SchriftsÃ¤tzen samt Anlagen sowie die angefÃ¼hrten Dokumente wird ergÃ¤nzend
Bezug genommen. Die VerwaltungsvorgÃ¤nge der Beklagten lagen vor und waren
Gegenstand der ErÃ¶rterungen. 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Es konnte nach Â§Â§ 153 Abs. 1, 124 Abs. 2 SGG im schriftlichen Verfahren
entschieden werden, da sich alle Beteiligten mit einer solchen Vorgehensweise
einverstanden erklÃ¤rt haben.

Â 

Die Klagen sind Ã¼berwiegend zulÃ¤ssig und teilweise begrÃ¼ndet.

Â 

I.

Â 

1. Das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg ist nach Â§ 29 Abs. 4 Nr. 3 SGG fÃ¼r
Klagen gegen Entscheidungen der Schiedsstelle nach Â§ 125 Abs. 5 SGB V im ersten
Rechtszug sachlich zustÃ¤ndig (vgl. Senatsurteil vom 08. Juni 2023 â�� L 1 KR
107/22 KL â�� juris Rn. 85 fÃ¼r die Schiedsstelle nach Â§Â 130b SGB V). 

Â 

2. Soweit die AntrÃ¤ge der KlÃ¤ger zu 2 bis 5 hinter den ursprÃ¼nglich gestellten
zurÃ¼ckbleiben, ist jeweils von TeilrÃ¼cknahmen auszugehen. 

Â 

3. Die (Fortsetzungs-)Feststellungsklagen der KlÃ¤ger zu 2 und 3 sind nur teilweise
zulÃ¤ssig. 

Â 

Die KlÃ¤ger zu 2 und 3 haben ursprÃ¼nglich den Antrag angekÃ¼ndigt, die
Festsetzungen des Schiedsspruches vom 08. MÃ¤rz 2021 unter den Ziffern 2.1 bis
2.3 aufzuheben und die Beklagte zu verpflichten, insoweit Ã¼ber den Inhalt des
Vertrages gemÃ¤Ã� Â§ 125 Abs. 1 SGB V fÃ¼r den Heilmittelbereich der
Physiotherapie unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu
entscheiden. 
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Â 

Diese Klagen haben sich als statthafte Teil-Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen
dargestellt. Die jeweils angefochtenen Ziffern 2.1 bis 2.3 des ersten
Schiedsspruches waren von den Ã¼brigen Tenorierungspunkten (Ziffer 1, Ziffer 2.4f
und Ziffer 3) abtrennbare, eigenstÃ¤ndige Regelungen.

Â 

Statthafte Klageart war die Anfechtungs- und Bescheidungsklage gemÃ¤Ã� Â§Â 54
Abs. 1 i. V. m. Â§Â 131 Abs. 2 S 2 und Abs. 3 SGG (vgl. BSG, Urteil vom 29.
November 2017Â â�� B 6 KA 42/16 RÂ â�� Rn. 20 mit umfangreichen Nachweisen;
Ernst-Wilhelm Luthe in: Hauck/Noftz SGB V, 10. ErgÃ¤nzungslieferung 2023, 
Â§Â 134a SGB 5, Rn. 63). Die damit geltend gemachte Verpflichtung zum Erlass
eines neuen Verwaltungsaktes berÃ¼cksichtigt, dass die Festsetzung des
Vertragsinhalts durch ein Schiedsamt gegenÃ¼ber den Vertragspartnern ein
Verwaltungsakt ist. GegenÃ¼ber den einzelnen (zugelassenen) Physiotherapeuten
und den Krankenkassen wirkt der Schiedsspruch hingegen normativ (Doppelnatur
des Schiedsspruches, vgl. Schnapp/DÃ¼ring Handbuch des sozialgerichtlichen
Schiedsverfahrens 2. A. 2016 Rn. 45 mit weiteren Nachweisen).

Â 

Soweit der 1. Senat des BSG fÃ¼r die Landesschiedsstelle nach Â§ 114 SGB V zu
einem Vertrag nach Â§ 112 SGB V nur die Anfechtungsklage fÃ¼r statthaft hÃ¤lt
(BSG, Urteil vom 13. November 2012Â â�� B 1 KR 27/11 RÂ â��, BSGE 112, 156
-170, juris Rn. 13 â�� 15, bestÃ¤tigt im Urteil vom 4. MÃ¤rz 2014Â â�� B 1 KR 16/13
RÂ â��, BSGE 115, 165-171, juris Rn. 21), weil dem Selbstverwaltungsrecht der
Vertragspartner bzw. der Kompetenz der Schiedsstelle nur Rechnung getragen
werde, wenn diese nach einer (Teil-)Aufhebung die MÃ¶glichkeit habe, es bei dem
Ã¼brig bleibenden Regelwerk zu belassen, teilt der Senat diese Auffassung
jedenfalls fÃ¼r die Schiedsstelle nach Â§ 125 Abs. 6 SGB V nicht. Die KlÃ¤ger als
die Vertragsparteien des Â§ 125 Abs. 1 SGB V haben verbunden mit ihrer
gesetzlichen Pflicht, einen Vertrag mit dem vom Gesetz geforderten
Regelungsinhalt und â��umfang abzuschlieÃ�en, das materielle und damit auch das
prozessuale Recht, nach Â§ 131 Abs. 2 und 3 SGG ein
Verpflichtungs-/Neubescheidungsurteil auch gegen den Willen der beklagten
Schiedsstelle zu erwirken (im Ergebnis ebenso bereits Senatsurteil vom 8. Juni 2023
â�� L 1 KR 107/22 KL â�� juris Rn. 88 fÃ¼r die gerichtliche Aufhebung eines
Schiedsspruchs nach Â§Â 130b Abs.Â 4 S.Â 1 SGB V unter Bezugnahme auf BSG,
Urteil vom 28. MÃ¤rz 2019 â�� B 3 KR 2/18 R â�� juris Rn. 24). Soweit, wie vom 1.
Senat des BSG befÃ¼rchtet, ein Bescheidungsurteil bei Entscheidungen Ã¼ber
NormenvertrÃ¤ge zu UnzutrÃ¤glichkeiten und Rechtsunsicherheit fÃ¼hre,
insbesondere weil hÃ¶herrangigem Recht widersprechende Rechtsauffassungen
einer Vorinstanz in Rechtskraft erwachsen kÃ¶nnten, wenn nur Teile der
Rechtsauffassung im Streit verblieben oder durch die Rechtsauffassung der
Vorinstanz begÃ¼nstigte RechtsmittelfÃ¼hrer lediglich noch darÃ¼ber
hinausgehende AnsprÃ¼che verfolgten (vgl. BSG, Urteil vom 13. November 2012, a.
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a. O., Rn. 15), ist dies als Folge der vom Gesetz gewollten Doppelnatur des
Schiedsspruches in Kauf zu nehmen. 

Â 

Der nunmehrige Antrag nach Ergehen des zweiten Schiedsspruches der KlÃ¤ger zu
2 und 3 festzustellen, dass der erste in seinen Festsetzungen unter den Ziffern 2.1,
2.2 und 2.3 rechtswidrig gewesen ist, ist als Fortsetzungs-Feststellungsantrag
statthaft, denn durch den zweiten Schiedsspruch hat sich der erste teilweise
erledigt: Die dortige Verpflichtung zur Preisfestsetzung nach MaÃ�gabe der Ziffern
2.1 bis 2.3 ist obsolet geworden, weil der zweite Schiedsspruch nunmehr Preise
fÃ¼r die physiotherapeutischen Leistungen bestimmt hat. 

Â 

Ein Vorverfahren war nicht durchzufÃ¼hren, Â§ 125 Abs. 6 S. 13 SGB V. Aus der
Eigenart der TÃ¤tigkeit des Schiedsamts, das bei der Vertragsfestsetzung an die
Stelle der Vertragsparteien tritt, folgte auch ohne gesetzliche Regelung, dass eine
Ã�berprÃ¼fung des Schiedsspruchs nur im gerichtlichen Verfahren erfolgen kann
(BSG, Urteil vom 10. Mai 2017Â â�� B 6 KA 5/16 RÂ â��, BSGE 123, 115-134, Rn. 24
mit weiteren Nachweisen). 

Â 

Es fehlt jedoch ein berechtigtes Interesse der KlÃ¤ger zu 2 und 3 an der
Feststellung, dass die im ersten Schiedsspruch festgesetzten Berechnungsfaktoren
rechtswidrig gewesen sind. Denn die KlÃ¤ger greifen auch den zweiten
Schiedsspruch an. Mit dem Begehren auf Aufhebung der nunmehr erfolgten
Preisfestsetzung ist untrennbar die inzidente Ã�berprÃ¼fung der RechtmÃ¤Ã�igkeit
der im ersten Schiedsspruch festgelegten Ausgangsfaktoren verbunden. Ein
berechtigtes Interesse, Ã¼ber diese InzidentprÃ¼fung hinaus die geltend gemachte
Rechtswidrigkeit per se feststellen zu lassen, ist nicht ersichtlich. Es ist davon
auszugehen, dass die Beklagte in kÃ¼nftigen Verfahren die rechtlichen
ErwÃ¤gungen der rechtskrÃ¤ftigen gerichtlichen Entscheidung zu Grunde legen
wird, auch wenn zu den Zwischenschritten keine ausdrÃ¼cklichen Feststellungen
getroffen werden.

Â 

4. In dem ursprÃ¼nglichen Klageantrag ist jedoch in der Gestalt der
(Fortsetzungs-)Feststellungsklage (Â§ 131 Abs. 1 S. 3 SGG) als abtrennbarer Teil das
Begehren enthalten feststellen zu lassen, dass es rechtswidrig war, im ersten
Schiedsspruch nicht bereits konkrete Preise festzusetzen. 

Â 

Soweit das Begehren als Feststellungsklage (Â§ 55 Abs. 1 SGG) angesehen werden
sollte, wÃ¤re die entsprechende KlageÃ¤nderung nach Â§ 99 Abs. 1 SGG zulÃ¤ssig,
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weil die Entscheidung sachdienlich ist, weil ein weiterer Rechtsstreit vermieden
werden kann und auch keine VerzÃ¶gerungen zu befÃ¼rchten sind (vgl. MKS/B.
Schmidt, SGG 14. Auflage 2023, Â§ 99 Rn. 10). Die KlÃ¤ger zu 2 und 3 haben auch
ein berechtigtes Interesse an der begehrten Feststellung. Sie weisen zutreffend
daraufhin, dass eine Wiederholung der Situation auch in absehbarer Zeit nicht
ausgeschlossen ist. 

Â 

Die KlÃ¤ger zu 2 und 3 sind klagebefugt (Â§ 54 Abs. 1 S. 2 SGG analog). Die
SchiedssprÃ¼che stellen sich ihnen gegenÃ¼ber â�� wie den anderen KlÃ¤gern
â�� als belastende Verwaltungsakte dar. 

Â 

Die Beklagte ist richtiger Klagegegner. Sie ist beteiligungsfÃ¤hig als gemeinsames
Entscheidungsgremium von Leistungserbringern und Krankenkassen nach Â§ 70 Nr.
4 SGG. 

Â 

5. Die (zweite) Klage der KlÃ¤ger zu 2 bis 5 sowie die des KlÃ¤gers zu 1 gegen den
ersten Schiedsspruch in der Gestalt des zweiten Schiedsspruches sind als
Anfechtungs- und Bescheidungsklagen statthaft (Â§ 54 Abs. 1 SGG). 

Â 

Die KlageantrÃ¤ge betreffen jeweils abtrennbare Festsetzungen. Dabei sind die
eigentliche Preisfestsetzung in Ziffer 4 S. 1 des zweiten Schiedsspruches
(EinfÃ¼hrung der VergÃ¼tungsvereinbarung) und die
VergÃ¼tungserhÃ¶hungsregel in Ziffer 1 als Einheit zu sehen, weil mit den
konkreten Preisfestsetzungen die Regelung in Ziffer 1 umgesetzt wird. 

Â 

Die Klagefrist (Â§ 87 Abs. 1 SGG) ist jeweils eingehalten. Sie betrÃ¤gt hier nach Â§
66 Abs. 2 S. 1 SGG ein Jahr, da der zweite Schiedsspruch keine
Rechtsmittelbelehrung aufweist, obgleich nur im VerhÃ¤ltnis der Beklagten zu den
KlÃ¤gern zu 2 und 3 bereits ein Klageverfahren als Hauptbeteiligte anhÃ¤ngig
gewesen ist. 

Â 

II.

Â 

Die Klagen sind teilweise begrÃ¼ndet.
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Â 

1. Die Feststellungsklage der KlÃ¤ger zu 2 und 3 ist begrÃ¼ndet. 

Â 

Das anzuwendende Recht fÃ¼r die Ã�berprÃ¼fung eines Schiedsspruchs richtet
sich nach dem Zeitpunkt seines Erlasses (vgl. BSG, Urteil vom 4. Juli 2018 â�� B 3
KR 21/17 R Rn. 28 mit Bezugnahme auf BSGE 118, 164 = SozR 4-2500 Â§Â 73b Nr.
1, Rn 24). Erlassen in diesem Sinne sind SchiedssprÃ¼che nicht erst mit der
Zustellung der schriftlichen Fassung mit BegrÃ¼ndung. Da es sich um eine
Entscheidung eines SpruchkÃ¶rpers handelt, muss vielmehr das Datum der
Beschlussfassung am Schluss der letzten Verhandlung maÃ�geblich sein. Die
schriftliche BegrÃ¼ndung darf â�� wie bei einem Urteil â�� nur die am Tag der
Entscheidung getroffenen ErwÃ¤gungen wiedergeben, der auch nur die Sach- und
Rechtslage zu diesem Zeitpunkt zu Grunde gelegen haben kann.

Â 

Der hier einschlÃ¤gige Â§ 125 SGB V gewann seine hier maÃ�gebliche Form mit
Wirkung vom 11. Mai 2019 durch das Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG)
vom 6. Mai 2019 (BGBl I S. 646). Die bisherigen Regelungsebenen fÃ¼r die
Vertragsbeziehungen zwischen Hilfsmittelerbringern und Krankenkassen der
Empfehlungen und VertrÃ¤ge wurden abgeschafft und durch einen bundesweit fÃ¼r
jeden Heilmittelbereich abzuschlieÃ�enden Vertrag ersetzt. Vertragspartner sind
der Spitzenverband Bund der Krankenversicherung und die Spitzenorganisationen
der Leistungserbringer. FÃ¼r den Fall einer Nichteinigung wird eine Schiedsstelle
eingerichtet. (vgl. Schneider in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 4. Aufl., Â§Â 125
SGB V (Stand: 27.09.2021) Rn. 2). 

Â 

UrsprÃ¼nglich war fÃ¼r den Abschluss der VertrÃ¤ge eine Frist bis zum 1. Juli 2020
gesetzt, die durch das Gesetz zum Ausgleich COVID-19 bedingter finanzieller
Belastungen der KrankenhÃ¤user und weiterer Gesundheitseinrichtungen
(COVID-19-Krankenhausentlastungsgesetz) vom 27. MÃ¤rz 2020 (BGBl. I S. 580) bis
zum 01. Oktober 2020 verlÃ¤ngert wurde, weil sich die Vertragsverhandlungen
durch die Covid-19-Pandemie verzÃ¶gerten und die VertrÃ¤ge zeitgleich mit dem
ebenfalls zum 1. Oktober 2020 wirksam werdenden Beschluss des Gemeinsamen
Bundesausschusses vom 19. September 2019 zur Ã�nderung der Heilmittel-
Richtlinie in Kraft treten sollten (vgl. BT-Drs.Â 19/18112, S.Â 34). Nach hier nicht
relevanten Ã�nderungen wurde durch das Gesundheitsversorgungs- und
Pflegeverbesserungsgesetz (GPVG) vom 22. Dezember 2020 (BGBlÂ I 2020 S. 3299)
rÃ¼ckwirkend ab dem 23. September 2020 die Frist fÃ¼r den Abschluss der
VertrÃ¤ge ein weiteres Mal bis zum 01. Januar 2021 verlÃ¤ngert. Der Gesetzgeber
hat dazu darauf verwiesen, dass auch das Inkrafttreten der neugefassten Heilmittel-
Richtlinie vom Gemeinsamen Bundesausschuss auf den 01. Januar 2021 verschoben
worden sei, weil die Hersteller von Praxissoftware ihre an die Neufassung
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angepassten Erzeugnisse nicht rechtzeitig von der KassenÃ¤rztlichen
Bundesvereinigung hÃ¤tten zertifizieren lassen (Schneider in: Schlegel/Voelzke,
jurisPK-SGB V, 4. Aufl., Â§Â 125 SGB V [Stand: 27.09.2021], Rn. 15_1 mit
Bezugnahme auf BT-Drs.Â 19/23483, S.Â 30). Auch die Frist fÃ¼r den (spÃ¤testen)
Beginn eines Schiedsverfahrens nach Â§ 125 Abs. 5 S.Â 1 SGB V wurde auf den 1.
Januar 2021 anpassend verschoben. Neu eingefÃ¼hrt wurde Â§ 125 Abs. 5 S. 2 SGB
V, der es den Vertragsparteien erlaubte, schon vor Fristablauf ein Schiedsverfahren
einzuleiten.

Â 

Die Beschlussfassung des ersten wie des zweiten hier streitgegenstÃ¤ndlichen
Schiedsspruches fÃ¤llt in diese Fassung des Gesetzes. Erneut geÃ¤ndert worden ist 
Â§Â 125 SGBÂ V mit Wirkung vom 9. Juni 2021 durch das Digitale-Versorgung-und-
Pflege-Modernisierungsgesetz vom 03. Juni 2021 (BGBlÂ I S. 1309). In AbsatzÂ 2 ist
die Nr.Â 11 neu in die Vorschrift eingefÃ¼gt worden, neu ist auch der AbsatzÂ 2a
der Vorschrift. Die hier relevanten Regelungen sind dabei nicht abgeÃ¤ndert
worden. Erst mit Wirkung vom 20. Juli 2021 und damit nach der Beschlussfassung
des zweiten Schiedsspruches am 13. Juli 2021 erfolgten die weiteren Ã�nderungen
durch das Gesundheitsversorgungsweiterentwicklungsgesetz vom 11. Juli 2021
(BGBlÂ I S. 2754). Neu sind in AbsatzÂ 2 die Nr.Â 5a und in AbsatzÂ 5 S.Â 2 die
WÃ¶rter â��fÃ¼r den erstmaligen Abschluss der VertrÃ¤geâ�� eingefÃ¼gt worden.

Â 

Die Beklagte musste also nach Â§ 125 Abs. 5 S. 1 SGB V den Inhalt des Vertrages
(nach Â§ 125 Abs. 1 SGB V) und die Preise (nach MaÃ�gabe der Â§ 125 Abs. 2 und 3
SGB V) innerhalb von drei Monaten festsetzen. Das Schiedsverfahren beginnt vor
dem in SatzÂ 1 des Â§ 125 Abs. 5 SGB V genannten Zeitpunkt, wenn mindestens
eine Vertragspartei die Verhandlungen ganz oder teilweise fÃ¼r gescheitert
erklÃ¤rt und die Schiedsstelle anruft (S. 2). Soweit mit Wirkung ab 20. Juli 2021 in 
Â§ 125 Abs. V SGB V der Beginn des Schiedsverfahrens durch ErklÃ¤rung des
Scheiterns nach Satz 2 bereits vor der Frist des Satzes 1 (1. Januar 2021) auf
erstmalige VertrÃ¤ge beschrÃ¤nkt worden ist, fÃ¼hrte auch die MaÃ�geblichkeit
dieser Fassung zu keinem anderen Ergebnis. Vorliegend steht nÃ¤mlich der erste
verbindliche Vertrag nach Â§ 125 Abs. 1 SGB V fÃ¼r den Bereich Physiotherapie im
Streit.

Â 

Trifft die Schiedsstelle erst nach Ablauf von drei Monaten ihre Entscheidung, sind
neben der Festsetzung der Preise auch ZahlbetrÃ¤ge zu beschlieÃ�en, durch die
VergÃ¼tungsausfÃ¤lle ausgeglichen werden, die bei den Leistungserbringern durch
die verzÃ¶gerte Entscheidung der Schiedsstelle entstanden sind (Â§ 125 Abs. 5 S. 3
SGB V). Der bisherige Vertrag oder die bisherigen Preise gelten bis zur
Entscheidung durch die Schiedsstelle fort (Â§ 125 Abs. 5 S. 4 SGB V).

Â 
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Vor der Reform waren die Preise in VertrÃ¤gen nach Â§Â 125 Abs.Â 2 SGBÂ V a.F. in
besonderen VergÃ¼tungsvereinbarungen auÃ�erhalb der sogenannten
RahmenvertrÃ¤ge vereinbart worden. Die zu vereinbarenden Preise gelten nunmehr
allgemein und bundesweit. 

Â 

Zuvor bestimmte Â§Â 125b Abs.Â 2 SGBÂ V in der noch bis 11. Dezember 2021
geltenden Fassung vom 6. Mai 2019 (= Â§ 125b SGB V a. F.):

â��Ab dem 1. Juli 2019 gilt fÃ¼r jedes Bundesland und jede Kassenart der jeweils
hÃ¶chste Preis, der fÃ¼r die jeweilige Leistungsposition in einer Region des
Bundesgebietes vereinbart worden ist. Der Spitzenverband Bund der
Krankenkassen hat sich mit den fÃ¼r die Wahrnehmung der Interessen der
Heilmittelerbringer maÃ�geblichen Spitzenorganisationen auf Bundesebene auf die
bundesweit geltenden Preise zu verstÃ¤ndigen. Â§Â 71 findet keine Anwendung.
Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen hat die nach diesem Absatz
festgesetzten Preise bis zum 30. Juni 2019 zu verÃ¶ffentlichen. 

Erfolgt keine VerÃ¶ffentlichung der Preise bis zum Ablauf der in SatzÂ 4 genannten
Frist, kann das Bundesministerium fÃ¼r Gesundheit die Preise festsetzen; es kann
dazu die Ã�bermittlung aller bis zu diesem Zeitpunkt vereinbarten Preise oder der
bereits abgeschlossenen VergÃ¼tungsvereinbarungen vom Spitzenverband Bund
der Krankenkassen verlangen. Die Preise gelten mindestens bis zum 30. Juni 2020.
Einer gesonderten KÃ¼ndigung bedarf es nicht.â��

Â 

Â§ 125b Abs. 1 SGB V a. F. normierte also, dass die vor Inkrafttreten der
Neuregelung des Â§Â 125 SGBÂ V 2019 geschlossenen VertrÃ¤ge bis zum
Inkrafttreten neuer VertrÃ¤ge in den einzelnen Heilmittelbereichen bzw. bis zur
Entscheidung der Schiedsstelle nach Â§Â 125 Abs.Â 6 SGBÂ V fortgalten. Dies galt
allerdings mit der MaÃ�gabe, dass die in diesen VertrÃ¤gen geregelten Preise ab
dem 01. Juli 2019 durch die nach Â§Â 125b Abs.Â 2 SGBÂ V gebildeten Preise
ersetzt werden. Die Regelung des Â§Â 125b Abs.Â 2 SGBÂ V zielte darauf ab, die
landesweit unterschiedlichen Preise zum Stichtag 01. Juli 2019 zu vereinheitlichen,
um so eine Ausgangsbasis fÃ¼r die neu abzuschlieÃ�enden VertrÃ¤ge nach 
Â§Â 125 SGBÂ V zu schaffen (Pitz in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 4. Aufl., Â§
125b SGB V [Stand: 15.06.2020] Rn. 8). Zwischen den Beteiligten steht auÃ�er
Streit, dass diese sogenannten BundeshÃ¶chstpreise ab Juli 2019 nach Â§ 125b Abs.
2 SGB V a. F. Ausgangspunkt der PreiserhÃ¶hungsvereinbarungen sind.

Â 

Vertragsinhalt mÃ¼ssen nach Â§ 125 Abs. 2 Nr. 1 SGB V unter anderem die Preise
der einzelnen Leistungspositionen sowie einheitliche Regelungen fÃ¼r deren
Abrechnung sein. 
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Â 

Bei der Anwendung der gesetzlichen Vorgaben steht der Beklagten ein
umfangreicher Gestaltungsfreiraum zu, der nur begrenzt gerichtlich Ã¼berprÃ¼fbar
ist:

SchiedssprÃ¼che sind durch ihren Kompromisscharakter geprÃ¤gt und stellen nicht
immer die einzig sachlich vertretbaren Entscheidungen dar. Deshalb ist der
Schiedsstelle ein Beurteilungsspielraum eingerÃ¤umt, der nur einer
eingeschrÃ¤nkten gerichtlichen Kontrolle zugÃ¤nglich ist (Senatsurteil vom 8. Juni
2023Â â�� L 1 KR 107/22 KLÂ â��, juris Rn. 149 mit Bezugnahme auf BSG, Urteil
vom 4. Juli 2018 â�� B 3 KR 20/17 R â�� Rn. 22 m. w. N.). Die
Vertragsgestaltungsfreiheit, die der gerichtlichen Ã�berprÃ¼fung Grenzen setzt, ist
fÃ¼r die Schiedsstelle nicht geringer als diejenige der Vertragspartner einer im
Wege freier Verhandlung erzielten Vereinbarung (vgl. z. B. BSG, Urteile vom 12.
August 2021 â�� B 3 KR 3/20 R â�� Rnr. 39, 4. Juli 2018 â�� B 3 KR 20/17 R â�� Rn.
22 m. w. N und 10. Mai 2017 â�� B 6 KA 14/16 R â�� Rn. 51 m. w. N.; zur
Schiedsstelle nach Â§Â 76 SGB XI: Urteil vom 26. September 2019 â�� B 3 P 1/18 R
â�� Rn. 18). Die SchiedssprÃ¼che sind ebenso wie die von ihnen ersetzten
Vereinbarungen der vorrangig zum Vertragsabschluss berufenen Vertragsparteien
auf Interessenausgleich angelegt und haben Kompromisscharakter (BSG, Urteil vom
10. Mai 2017 â�� B 6 KA 5/16 R â�� Rn. 30 mit weiteren Nachweisen).

Â 

Soweit die Beklagte allerdings die Auffassung vertritt, als Schiedsstelle dÃ¼rfe sie
im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben auch willkÃ¼rliche Entscheidungen treffen,
weil auch die Vertragspartner insoweit frei wÃ¤ren, verkennt sie, dass die
rechtsgestaltende Wirkung von VertrÃ¤gen auf Ã¼bereinstimmenden
WillenserklÃ¤rungen beruht. Gegen den Willen einer Vertragspartei kann die
Vereinbarung nicht zustande kommen. Hingegen setzt die Beklagte die
rechtsgestaltende Wirkung gegenÃ¼ber den Verhandlungspartnern gerade einseitig
fest. 

Â 

Die Entscheidungen der Schiedsstelle unterliegen zwar nur einer eingeschrÃ¤nkten
gerichtlichen Kontrolle. Sie sind aber daraufhin zu Ã¼berprÃ¼fen, ob sie die
grundlegenden verfahrensrechtlichen Anforderungen und in inhaltlicher Sicht die
zwingenden rechtlichen Vorgaben eingehalten hat. Die Grenzen der
Gestaltungsmacht ergeben sich aus denselben rechtlichen Vorgaben wie die
Vereinbarungen, die sie ersetzen (Schnapp/ DÃ¼ring Rdnr. 161 zu Schiedsamt nach
Â§ 89 SGB V). Eine Obergrenze bilden die SachantrÃ¤ge der Verhandlungspartner
(Senatsurteil vom 22. Februar 2018Â â�� L 1 KR 376/14 KLÂ â�� juris Rn. 30). Die
inhaltliche Kontrolle ist darauf beschrÃ¤nkt, ob der zugrunde gelegte Sachverhalt
zutrifft und ob die Schiedsstelle den ihr zustehenden Gestaltungsspielraum
eingehalten, das heiÃ�t insbesondere die maÃ�geblichen rechtlichen Vorgaben
beachtet hat, die auch fÃ¼r die Vertragsparteien gelten (BSG, Urteil vom 29.
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November 2017Â â�� B 6 KA 42/16 RÂ â��, SozR 4-2500 Â§Â 87a Nr. 5, Rn. 25 mit
weiteren Nachweisen).

Â 

Zusammenfassend ist der Beklagten eine EntscheidungsprÃ¤rogative
einzurÃ¤umen, so dass sich die gerichtliche Kontrolle darauf reduziert, ob die
Interessen der am Schiedsverfahren Beteiligten sowie alle fÃ¼r die AbwÃ¤gung
maÃ�geblichen UmstÃ¤nde ermittelt worden sind, ob die Entscheidung in einem
fairen und willkÃ¼rfreien Verfahren getroffen worden ist und ob die materiellen
gesetzlichen Vorgaben bei der Entscheidungsfindung beachtet worden sind (vgl.
Luthe in Hauck/Noftz, SGB V Â§Â 130b Rn. 72; Baierl in jurisPK SGB V, 2. Aufl.,
Â§Â 130b Rn. 134).

Â 

Zwingende Aufgabe der Beklagten war es nach Â§ 125 Abs. 5 S. 1 SGB V, auf Antrag
der Vertragsparteien die noch streitigen Preise festzusetzen. FÃ¼r ihre Auffassung,
stattdessen nur einzelne Faktoren fÃ¼r die noch zu erfolgenden weiteren
Preisverhandlungen festsetzen zu kÃ¶nnen, kann sie sich nicht auf die
Vertragsfreiheit berufen. Der KlÃ¤ger zu 1 und die VerbÃ¤nde hÃ¤tten zwar einen
solchen Zwischenvergleich abschlieÃ�en kÃ¶nnen. Sie konnten sich aber hier
gerade nicht einigen. Das Gesetz rÃ¤umt der Beklagten die Kompetenz ein und gibt
zwingend verpflichtend vor, die streitigen Preise in einem (einzigen)
Schiedsverfahren selbst zu bestimmen.

Â 

Das Argument der Beklagten in der BegrÃ¼ndung des zweiten Schiedsspruches,
auch Gerichte dÃ¼rften Teilurteile erlassen, ist nicht stichhaltig. Prozessual erlaubt
sind nur Zwischenfeststellungsurteile, die â�� anders als die Beklagte bezweckt hat
â�� zu einem Aussetzen des Rechtsstreites hinsichtlich des restlichen Streitstoffes
bis zur Rechtskraft des Zwischenurteils fÃ¼hren sollen. Ein Urteil als
Zwischenentscheidung einer Stufenklage setzt einen entsprechenden Antrag
voraus. Die Dispositionsmaxime ist zu beachten. Der Beklagten ist es auch
verwehrt, sich darauf zu berufen, dass die Kontrahenten zu wenig ernsthaft
verhandelt hÃ¤tten, also noch kein Grund fÃ¼r ihre Anrufung bestanden hÃ¤tte.
Ihre Anrufung war nÃ¤mlich nicht davon abhÃ¤ngig, dass die Beteiligten zuvor
â��mit der gebotenen Ernsthaftigkeitâ�� verhandelt haben mussten (vgl. BSG,
Urteil vom 13. August 2014Â â�� B 6 KA 6/14 RÂ â��, BSGE 116, 280-302, juris Rn.
31 zu Â§ 89 SGB V mit Nachweisen der Gegenauffassung). Wie in Â§ 89 Abs. 1 S. 1
SGB V lÃ¤sst sich bereits dem Wortlaut des Â§ 125 Abs. 5 S. 1 SGB V kein Hinweis
darauf zu entnehmen, dass es auf die GrÃ¼nde des Scheiterns der Verhandlungen
ankommen kÃ¶nnte oder dass als Verfahrensvoraussetzung Anforderungen an die
IntensitÃ¤t der dem Schiedsspruch vorausgehenden Verhandlungen zu stellen
wÃ¤ren. Ausschlaggebend ist nach dem Wortlaut des Gesetzes alleine, dass ein
Vertrag nach Â§ 125 Abs. 1 SGB V ganz oder teilweise nicht bis zum 1. Januar 2021
oder bis zum Ablauf einer von den Vertragspartnern vereinbarten Vertragslaufzeit
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zustande kommt oder sich die Vertragspartner nicht bis zum Ablauf dieser Fristen
auf die Preise fÃ¼r die einzelnen Leistungspositionen oder eine Anpassung dieser
Preise einigen kÃ¶nnen. Es darf nÃ¤mlich nicht sein, dass eine Seite, die kein
Interesse am zeitnahen Zustandekommen einer Vereinbarung hat, die
DurchfÃ¼hrung des Schiedsverfahrens verzÃ¶gern kÃ¶nnte (BSG a. a. O.).

Â 

Auch der vom Gesetz vorgegebene Zeitdruck verbot hier die Festsetzung bloÃ�er
Einsatzfaktoren fÃ¼r die eigentliche Preisfestlegung. Denn dadurch wurde
zwangslÃ¤ufig die Pflicht nach Â§ 125 Abs. 5 S. 1 SGB V verletzt, innerhalb von nur
drei Monaten zu entscheiden. 

Â 

2. Den Anfechtungs- und Bescheidungsklagen der KlÃ¤ger zu 1 bis 5 bleibt in der
Sache Erfolg versagt, soweit sie die Preisfestsetzung angreifen.

Â 

a) Soweit die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 hinsichtlich des zweiten Schiedsspruches in
formeller Hinsicht eine mangelhafte BegrÃ¼ndung rÃ¼gen, folgt dem der Senat
nicht. Der Schiedsspruch vom 21. Juli 2021 ist formal rechtmÃ¤Ã�ig und enthÃ¤lt
insbesondere eine hinreichende BegrÃ¼ndung im Sinne des Â§ 35 Abs. 1 SGB X. 

Â 

Untrennbar mit den soeben skizzierten Ã�berprÃ¼fungsmaÃ�stÃ¤ben nach der
Rechtsprechung des BSG ist verknÃ¼pft, dass der Schiedsspruch die GrÃ¼nde fÃ¼r
das Entscheidungsergebnis ausreichend erkennen lassen muss. Hohe
Anforderungen an die BegrÃ¼ndung der AbwÃ¤gungsentscheidung kÃ¶nnen dabei
grundsÃ¤tzlich nicht gestellt werden. Die GrÃ¼nde fÃ¼r das Entscheidungsergebnis
mÃ¼ssen aber wenigstens andeutungsweise erkennbar sein. Dies setzt voraus,
dass tragfÃ¤hige Tatsachenfeststellungen getroffen werden, auf deren Grundlage
die AbwÃ¤gung vorgenommen wurde, da anderenfalls eine Art 19 Abs. 4 GG
entsprechende gerichtliche Ã�berprÃ¼fung, ob der Gestaltungsspielraum
eingehalten ist, nicht mÃ¶glich wÃ¤re (BSG, Urteil vom 10. Mai 2017Â â�� B 6 KA
5/16 RÂ â��, BSGE 123, 115-134, Rn. 31 mit weiteren Nachweisen, Urteil vom 29.
November 2017 â�� B 6 KA 42/16 R â�� Rn. 26). 

Â 

Hier ergibt sich der Rechenweg, aus dem die Beklagte das Ergebnis einer
PreiserhÃ¶hung um 14,09% herleitet, jedenfalls insbesondere vor dem Hintergrund
der zuvor von den KlÃ¤gern bei der Beklagten gestellten AntrÃ¤ge und diese
begrÃ¼ndenden SchriftsÃ¤tze mit den darin enthaltenen Rechenmodellen
ansatzweise aus der BegrÃ¼ndung des Schiedsspruches, auch wenn der genaue
Rechenweg bis heute nicht in allen einzelnen Rechenschritten erlÃ¤utert wurde und
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nicht sÃ¤mtliche einzelne Faktoren eingestellt sind. 

Â 

Die BegrÃ¼ndung des Schiedsspruches hat die Beklagte in zulÃ¤ssiger Weise in
ihren SchriftsÃ¤tzen und insbesondere am 12. Januar 2024 in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung vor dem Senat (vgl. das Protokoll der mÃ¼ndlichen Verhandlung)
nachtrÃ¤glich ergÃ¤nzt. Da der Schiedsspruch im VerhÃ¤ltnis zu den KlÃ¤gern ein
Verwaltungsakt darstellt, gelten die formellen Voraussetzungen des SGB X. Die
nach Â§ 35 Abs. 1 SGB X erforderliche BegrÃ¼ndung kann nach Â§ 41 Abs. 1 Nr. 2
und Abs. 2 SGB X bis zur letzten Tatsacheninstanz des sozialrechtlichen Verfahrens
nachgeholt werden (vgl. BSG, Urteil vom 04. Juli 2018 â�� B 3 KR 21/17 R â�� Rn.
43 m. w. N.). Im Falle der SchiedssprÃ¼che muss die ansatzweise Herleitung also
spÃ¤testens zu diesem Zeitpunkt erfolgt sein. Dass dazu die Schriftform erforderlich
wÃ¤re â�� wie dies die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 vortragen -, setzen rein formal weder Â§
125 Abs. 5 SGB V noch die allgemeine Regelung fÃ¼r Verwaltungsakte des Â§ 33
Abs. 2 SGB X voraus, weil bereits der Schiedsspruch selbst nicht formbedÃ¼rftig
gewesen ist (vgl. fÃ¼r den umgekehrten Fall Baumeister in: Schlegel/Voelzke,
jurisPK-SGB X, 3. Aufl., Â§Â 41 SGB X (Stand: 15.11.2023), Rn. 47). 

Â 

Die auch jetzt (immer) noch fehlenden Zwischenrechnungsschritte mÃ¼ssen nicht
zusÃ¤tzlich dokumentiert sein, also zum Beispiel der Teilschritt 1.336,55
Jahresleistungsstunden/VZÃ�= (1.121 Jahresleistungsstunden Praxisinhaber + 1,9 x
Jahresleistungsstunden Therapeut)/ 2,9 VZÃ� oder Personalkosten Therapeut
99.298,56 â�¬ = 52.262,40 â�¬ * (2,9 VZÃ� ./. 1 VZÃ�). Die sonstigen Sachkosten
pro VZÃ� sind vom Beklagten aus den Angaben des KlÃ¤gers zu 1 bzw. dem IGES-
Gutachten Ã¼bernommen (dortiger Wert von 25142,12 â�¬ / 3,5 VZÃ� * 2,9 VZÃ�=
20.832.04 â�¬). Erstmals aus der im Protokoll erklÃ¤rten ErgÃ¤nzung ergibt sich
ferner, dass der Beklagte doch einen Wert fÃ¼r die Verwaltungskosten angesetzt
hat. 

Â 

Folgerichtig kann damit auch die speziellere BegrÃ¼ndungsdefizit-RÃ¼ge der
KlÃ¤ger zu 2 bis 5, dass eine BegrÃ¼ndung im Schiedsspruch fÃ¼r den
Steigerungssatz 14,09 % als Wert innerhalb des Korridors der AntrÃ¤ge 4,4 % und
59,8 % fehle, nicht durchgreifen.

Â 

Auch die Annahme eines allgemeinen Verfahrensfehlers in Form eines
BegrÃ¼ndungsdefizits, die Beklagte habe nicht dargelegt, inwieweit (tatsÃ¤chlich)
die ErhÃ¶hung zum 01. April 2021 um 1,51 % in die Festlegung der Steigerungsrate
eingeflossen sei, geht per se ins Leere. Denn aus der BegrÃ¼ndung des
Schiedsspruchs vom 21. Juli 2021 unter 2.2 e S. 1 ergibt sich, dass die Anpassung
um 14,09% die bereits zum 1. April 2021 erfolgte Preisanpassung um 1,51%
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einschlieÃ�t.

Â 

b) Den Klagen bleibt auch Erfolg versagt, soweit sowohl der KlÃ¤ger zu 1 als auch
die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 der Beklagten eine rechtswidrige Preisfestsetzung vorwerfen.

Â 

Dies gilt zunÃ¤chst, soweit sie dem Beklagten eine fehlerhafte Zugrundelegung der
maÃ�geblichen VZÃ� vorwerfen.

Â 

Neben den Preisen der einzelnen Leistungspositionen sowie der Regelungen fÃ¼r
die Abrechnung nach Â§ 125 Abs. 2 Nr. 1 SGB V enthalten Â§ 125 Abs. 2 Nr. 1a bis
10 SGB V weitere Vorgaben zum Inhalt der VertrÃ¤ge. Zwingend zu regeln sind
dabei aufgrund Â§ 125 Abs. 2 Nr. 4, 9 und Nr. 10 SGB V:

Â 

(Nr. 4:)

Der Inhalt der einzelnen MaÃ�nahmen des jeweiligen Heilmittels einschlieÃ�lich der
Regelleistungszeit, die sich aus der DurchfÃ¼hrung der einzelnen MaÃ�nahme und
der Vor- und Nachbereitung einschlieÃ�lich der erforderlichen Dokumentation
zusammensetzt,

(Nr. 9:)

VergÃ¼tungsstrukturen fÃ¼r die Arbeitnehmer unter BerÃ¼cksichtigung der
tatsÃ¤chlich gezahlten Arbeitsentgelte; zum Nachweis der tatsÃ¤chlich gezahlten
Arbeitsentgelte hat die Berufsgenossenschaft fÃ¼r Gesundheitsdienst und
Wohlfahrtspflege dem Spitzenverband Bund der Krankenkassen auf dessen
Anforderung eine Statistik Ã¼ber die im Rahmen von Â§ 165 des Siebten Buches
erfolgten Meldungen zu Ã¼bersenden, die insbesondere die Anzahl der
Arbeitnehmer, deren geleistete Arbeitsstunden sowie die geleisteten Entgelte
enthalten soll, sowie

(Nr. 10:)

personelle, rÃ¤umliche und sachliche Voraussetzungen, die eine zweckmÃ¤Ã�ige
und wirtschaftliche Leistungserbringung im Sinne des Â§Â 124 Abs.Â 1 NummerÂ 2
gewÃ¤hrleisten, wobei insbesondere im Hinblick auf die rÃ¤umlichen
Voraussetzungen Richtwerte vereinbart werden kÃ¶nnen.

Â 
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Als inhaltliche Vorgaben bestimmte und bestimmt zudem Â§ 125 Abs. 3 SGB V:

Â 

â��Die Vertragspartner haben zu beachten, dass die auszuhandelnden Preise eine
leistungsgerechte und wirtschaftliche Versorgung ermÃ¶glichen. Sie haben bei der
Vereinbarung der Preise fÃ¼r die einzelnen Leistungspositionen unter
Zugrundelegung eines wirtschaftlich zu fÃ¼hrenden Praxisbetriebes insbesondere
Folgendes zu berÃ¼cksichtigen:

1. die Entwicklung der Personalkosten,

2. die Entwicklung der Sachkosten fÃ¼r die Leistungserbringung sowie

3. die durchschnittlichen laufenden Kosten fÃ¼r den Betrieb der Heilmittelpraxis.

Â§Â 71 findet keine Anwendung.â��

Â 

Unter Anwendung der oben skizzierten GrundsÃ¤tze hÃ¤lt sich die Beklagte nach
Auffassung des Senats bei der Ermittlung der durchschnittlichen Anzahl
therapeutisch tÃ¤tiger KrÃ¤fte in einer Physiotherapiepraxis (VZÃ�) innerhalb ihres
Gestaltungsspielraumes. Deren These, dass dieser Wert nicht einfach aus den von
den Vertragspartnern gelieferten statistischen Materialien ohne
Gestaltungsfreiraum abgeleitet werden kann, ist tragfÃ¤hig. 

Â 

Da die Entscheidung des Beklagten in Form eines Verwaltungsaktes ergeht, gilt
zwar grundsÃ¤tzlich der Amtsermittlungsgrundsatz nach Â§ 20 SGB X, dies
allerdings nur in einer an das Schiedsverfahren angepassten AusprÃ¤gung. Das
Amtsermittlungsprinzip findet seine Grenze in den Mitwirkungsobliegenheiten der
Beteiligten. Trotz Amtsermittlung endet die Ermittlungspflicht dort, wo die
Beteiligten ihren Mitwirkungspflichten nicht nachkommen (vgl. BSG, Urteil vom 13.
Mai 2015Â â�� B 6 KA 20/14 RÂ â��, BSGE 119, 43-57, juris Rn. 38, Ricken NZS
2020, 825, 827 beck-online). Aus den von den Verhandlungspartnern jeweils
angefÃ¼hrten Gutachten selbst ergibt sich bereits, dass die Durchschnitts-VZÃ�
nicht aus objektiv feststehenden Daten ohne Bewertungen hergeleitet werden kann,
dass vielmehr jeweils Annahmen und Vorgaben eingeflossen sind, welche die
gefundenen Werte nur als vertretbare AnsÃ¤tze erscheinen lassen.

Â 

Im IGES-Gutachten, auf das sich der KlÃ¤ger zu 1 beruft, heiÃ�t es (S. 23), die
Kosten einer durchschnittlichen Physiotherapiepraxis sollten als Soll-Modell nur
simuliert werden. Es sei nicht versucht worden, die Ist-Kosten fÃ¼r GKV-Leistungen
zu ermitteln. Je grÃ¶Ã�er eine Praxis sei, desto hÃ¶her der Umsatz und desto
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stÃ¤rker skalierten sich die Gemeinkosten und umso grÃ¶Ã�er sei der Ertrag und
damit der Unternehmerlohn des Inhabers. Die Daten der gesetzlichen
Unfallversicherung (DGUV) gÃ¤ben â��im Vergleich zu den Praxiszahlen des
Heilmittelerbringerverzeichnisses bessere Anhaltspunkte fÃ¼r betriebswirtschaftlich
agierende Physiotherapiepraxen (Praxen mit DGUV-relevanten Angestellten)â�� (S.
15). Der Ergebniswert von 3,5 VZÃ� pro Praxis sei â��auf Grundlage verschiedener
Datenquellen bestimmtâ��, weil die durchschnittliche VZÃ� pro Praxis nicht als
Statistik vorliege (S. 65). FÃ¼r den Durchschnittswert wurden die Zahl der VZÃ�
Physiotherapie in ambulanten Einrichtungen aus der Gesundheitspersonalrechnung
des Bundes (GBE) von 111.000 durch die Anzahl physiotherapeutischer
Unternehmen nach dem Heilmittelleistungserbringerverzeichnis (2018) von 41.712
abzÃ¼glich der Anzahl der Ein-Personen-Praxen nach dem
Heilmittelerbringerverzeichnis von 10 215 geteilt. Alle diese Einsatzfaktoren
beinhalten ausweislich des Gutachtens selbst Ungenauigkeiten (vgl. im Einzelnen S.
65ff). Zum Ausschluss der Ein-Personen-Praxen heiÃ�t es lapidar, dass â��auch hier
fÃ¼r die Physiotherapie der Bezug zu den Praxen mit sozialversicherungspflichtigen
BeschÃ¤ftigten hergestellt und somit die VZÃ� der Ein-Personen-Praxen von der
Gesamtanzahl der VZÃ� nach GBE abgezogenâ�� worden seien. Dies kann und
muss letztlich nur so verstanden werden, dass die Ein-Personen-Praxen von
vornherein als unwirtschaftlich ausgenommen worden sind. Vor diesem Hintergrund
ist es entgegen der Annahme des KlÃ¤gers zu 1 nicht sachfremd, dass sich die
Beklagte den Ausschluss der Ein-Personen-Praxen nicht zu eigen gemacht hat. Eine
letztlich relevante Verwechslung der Begriffe Einzelpraxis, Gemeinschaftspraxis,
Praxisgemeinschaft und Ein-Personen-Praxen ist dabei nicht ersichtlich. Es handelt
sich zur Ã�berzeugung des Senats lediglich um UnschÃ¤rfen bei der Verwendung
der Begrifflichkeiten.

Â 

Der von den VerbÃ¤nden zu Grunde gelegte WAT-Bericht beruht auf einer fÃ¼r
reprÃ¤sentativ erachteten Umfrage (vgl. S. 10ff), deren ReprÃ¤sentativitÃ¤t und
ValiditÃ¤t durchaus hinterfragt wurde (S. 17ff). Es bestehe laut dem Bericht (S. 22)
mÃ¶glicherweise eine Verzerrung, weil davon auszugehen sei, dass sich eher die
groÃ�en Praxen an der Umfrage beteiligt hÃ¤tten, gerade die kleinen â�� mit nur
einem Therapeuten â�� jedoch nicht vernachlÃ¤ssigt werden dÃ¼rften. Auch wird
die Durchschnitts-VZÃ� durch den (rein) gegriffenen Wert von 38,5
Wochenarbeitsstunden fÃ¼r Angestellte ermittelt. AuÃ�erdem wirft der KlÃ¤ger zu
1 dem WAT-Bericht nicht zu Unrecht vor, bei der Ermittlung des Durchschnittswerts
die selbst therapeutisch tÃ¤tigen Praxisinhaber vergessen zu haben. 

Â 

Da beide Gutachten aus sich heraus auf die jeweils problematischen gegriffenen
Parameter hinweisen, bedurfte es keiner besonderen BegrÃ¼ndung der Beklagten
fÃ¼r die Annahme, eine eigene Bewertung der Zahlenwerte durchfÃ¼hren zu
kÃ¶nnen. Damit erweist sich gleichzeitig die Annahme der Beklagten, dass die
Einzelpraxen nicht unberÃ¼cksichtigt bleiben dÃ¼rfen, als nicht sachfremd.
Gleichzeitig kÃ¶nnen die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 nicht mit Erfolg einen (allgemeinen)
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Verfahrensfehler rÃ¼gen, keine tragfÃ¤higen Tatsachenfeststellungen getroffen zu
haben, weil es widersprÃ¼chlich sei, einerseits den WAT-Bericht fÃ¼r untauglich zu
halten, das IGES-Gutachten andererseits jedoch nicht. 

Â 

Eine zwingende Verpflichtung der Beklagten, ein eigenes
SachverstÃ¤ndigengutachten zu beauftragen, bestand nicht. Dies ergibt sich bereits
aus dem Umstand, dass das Gesetz eine Preisfestsetzung innerhalb von drei
Monaten nach Anrufung der Beklagten vorgegeben hat. Diese kurze Zeitspanne
verbietet es von vornherein, umfangreiche eigene Ermittlungen anzustellen bzw. in
Auftrag zu geben. Die Beklagte konnte sich vielmehr auf das von den KlÃ¤gern
eingereichte Material stÃ¼tzen.

Â 

c) Soweit die Beklagte zur Ermittlung der Personalkosten bzw. deren Anstiegs
lediglich auf Werte des TVÃ¶D-Bund abgestellt hat, hÃ¤lt sich dies im Rahmen des
Festlegungsfreiraums bei der Preisfestsetzung nach Â§ 125 Abs. 2 Nr. 1 SGB V und
verletzt insoweit nicht die Vorgabe des Gesetzes nach Â§ 125 Abs. 2 Nr. 9 SGB V,
VergÃ¼tungsstrukturen fÃ¼r die Arbeitnehmer unter BerÃ¼cksichtigung der
tatsÃ¤chlich gezahlten Arbeitsentgelte zu regeln und als Nachweis der tatsÃ¤chlich
gezahlten Arbeitsentgelte eine Statistik der BGW als Nachweis heranzuziehen.

Â 

Zum einen haben nach Â§ 125 Abs. 3 S. 2 SGB V die Vertragspartner â�� und damit
die Beklagte â�� bei der Preisregelung die Entwicklung der Personalkosten lediglich
â��zu berÃ¼cksichtigenâ��. Keinesfalls musste deshalb die Beklagte
ausschlieÃ�lich auf die tatsÃ¤chlichen Arbeitsentgelte ausweislich der eingeholten
Statistiken abstellen. Allerdings setzt ein BerÃ¼cksichtigen an sich voraus, dass die
tatsÃ¤chlichen Arbeitsentgelte als Nachweis der tatsÃ¤chlichen Personalkosten der
Berechnung zumindest teilweise oder jedenfalls als VergleichsmÃ¶glichkeit
zugrunde gelegt werden. Â§ 125 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 SGB V zielt damit darauf ab, die
Preisentwicklung nicht nur abstrakt, sondern zur Wahrung des Transparenzgebotes
ausgehend von der Wirklichkeit zu erfassen. 

Â 

Zum anderen jedoch verlangt das Gesetz die BerÃ¼cksichtigung speziell der BGW-
Daten ausschlieÃ�lich im Zusammenhang mit der Verpflichtung zur Regelung von
VergÃ¼tungsstrukturen fÃ¼r die Arbeitnehmer selbststÃ¤ndig tÃ¤tiger
Heilmittelerbringer (zum Beispiel Vergabe einer EinzelleistungsvergÃ¼tung,
Komplex- und PauschalvergÃ¼tung) nach Â§ 125 Abs. 2 Nr. 9 SGB V. Der
Gesetzgeber hat zwar im Zusammenhang mit den Vorgaben zu den
VergÃ¼tungsstrukturen bewusst eine Transparenzvorgabe fÃ¼r die
VergÃ¼tungsverhandlungen zum Nachweis der tatsÃ¤chlich gezahlten
Arbeitsentgelte bestimmt (vgl. BT-Drucksache 19/8351, S. 198). WÃ¶rtlich heiÃ�t es
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in der GesetzesbegrÃ¼ndung: 

â��Weil die Umsetzung in der Praxis zu erheblichen Problemen gefÃ¼hrt hat, wird
nunmehr vorgegeben, dass zum Nachweis der tatsÃ¤chlich gezahlten
Arbeitsentgelte eine von der Berufsgenossenschaft fÃ¼r Gesundheitsdienst und
Wohlfahrtspflege zu erstellende Statistik zu verwenden ist. Diese Statistik basiert
auf den Meldungen, die die Arbeitgeber an die Berufsgenossenschaften im Rahmen
der Umlage nach Â§ 165 Siebtes Buch fÃ¼r die Berechnung der BeitrÃ¤ge
vorzunehmen haben. Die Statistik muss die Anzahl der Arbeitnehmer, deren
geleistete Arbeitsstunden sowie die geleisteten Entgelte, enthalten.
RÃ¼ckschlÃ¼sse auf einzelne Unternehmen oder Arbeitnehmer lÃ¤sst die Statistik
nicht zu. Die Statistik hat der Spitzenverband Bund und der Krankenkassen bei der
Berufsgenossenschaft fÃ¼r Wohlfahrtspflege anzufordern.â�� 

Â 

Dies Ã¤ndert aber nichts daran, dass die Verpflichtung zur Preisbestimmung nach 
Â§Â 125 Abs. 2 Nr. 1 SGB V nicht im Zusammenhang mit der jetzigen zur Regelung
von VergÃ¼tungsstrukturen fÃ¼r Arbeitnehmer besteht, sondern hiervon
unabhÃ¤ngig ist. Die Annahme der Beklagten, den Zweck des Â§ 125 Abs. 2 Nr. 9
SGB V primÃ¤r darin zu sehen, fÃ¼r Transparenz in der Preisverhandlungen zu
sorgen, weil Preis- und Entgeltentwicklung auseinanderfallen kÃ¶nnten, aber nicht
als zwingende Vorgabe fÃ¼r die Preisfestsetzung, diese unter BerÃ¼cksichtigung
der BGW-Entgeltdaten vorzunehmen, steht damit mit dem Gesetz in Einklang. Die
weitere PrÃ¤misse, die zum Zeitpunkt der Entscheidung vorliegenden BGW-Werte
fÃ¼r bestenfalls eingeschrÃ¤nkt zur Abbildung der Personalkostenentwicklung zu
erachten, hÃ¤lt sich im Bewertungsspielraum der Beklagten.

Â 

d) Soweit diese allerdings allgemeiner eine EinschrÃ¤nkung des
Amtsermittlungsgrundsatzes durch eine Vermutung der AuskÃ¶mmlichkeit der
bisherigen Regelungen aus Entscheidungen des BSG zur vertragsÃ¤rztlichen
GesamtvergÃ¼tung herleiten will, ist eine entsprechende Anwendung dieser
GrundsÃ¤tze der vertragsÃ¤rztlichen VergÃ¼tung fÃ¼r den Bereich der
HeilmittelvergÃ¼tung speziell in der Situation nach 2019 nicht Ã¼bertragbar. Wie
sich insbesondere aus der Aussetzung der Vorschriften zur Zuwachsbegrenzung (Â§
125 Abs. 3 S. 3 SGB V) ergibt, geht das Gesetz gerade nicht davon aus, dass die
bisherige VergÃ¼tung ausreichend gewesen ist. 

Â 

e) Eine Verletzung der gesetzlichen Vorgaben des Â§ 125 Abs. 3 SGB V durch die
Beklagte ist auch nicht festzustellen, soweit die Beklagte fÃ¼r die Ablehnung
weitergehender AntrÃ¤ge der KlÃ¤ger zu 2 bis 5 maÃ�geblich auf die aufgrund der
VergÃ¼tungserhÃ¶hungen auf die Krankenkassen zukommenden Mehrausgaben
abgestellt hat. 
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Â 

Wie bereits ausgefÃ¼hrt, haben die Verhandlungspartner nach Â§ 125 Abs. 3 S. 1
SGB V Preise auszuhandeln, die eine leistungsgerechte und wirtschaftliche
Versorgung und wirtschaftlich zu fÃ¼hrende Praxisbetriebe ermÃ¶glichen (Satz 2).
Nach Â§ 125 Abs. 3 Satz 3 SGB V findet Â§ 71 SGB V zwar ausdrÃ¼cklich keine
Anwendung. Nach dem Willen des Gesetzgebers (vgl. BT-Drucksache 19/8351, Seite
199) sollte die zur Wahrung des Grundsatzes der BeitragssatzstabilitÃ¤t in Â§ 71
Abs. 3 SGB V bestimmte BeschrÃ¤nkung des Spielraumes fÃ¼r
VergÃ¼tungserhÃ¶hungen auf die durchschnittliche VerÃ¤nderungsrate der
beitragspflichtigen Einnahmen der Mitglieder keine Anwendung finden, damit
insbesondere die gesamten Kosten eines wirtschaftlich zu fÃ¼hrenden
Praxisbetriebes und die realen Kostenentwicklungen berÃ¼cksichtigt werden
kÃ¶nnten, die sich so in der VerÃ¤nderungsrate nach Â§ 71 Abs. 3 SGB V nicht
abbilde. Auch wenn damit theoretisch unbeschrÃ¤nkte PreiserhÃ¶hungen hÃ¤tten
vereinbart werden kÃ¶nnen, verbietet es die Norm dem KlÃ¤ger zu 1 keinesfalls,
fÃ¼r die nachfragende Seite auf mÃ¶glichst geringe Steigerungen zu dringen. Denn
das allgemeine Wirtschaftlichkeitsgebot des Â§ 12 SGB V hat in diesem
Zusammenhang weiterhin Geltung. Eine Verletzung der Norm kÃ¶nnte nur
vorliegen, wenn auch unter Beachtung des dem Beklagten zustehenden
Beurteilungsspielraumes bei der Frage, wann ein Praxisbetrieb wirtschaftlich zu
fÃ¼hren ist bzw. eine wirtschaftliche Versorgung gewÃ¤hrleistet ist, ein
Schiedsergebnis getroffen worden wÃ¤re, bei welchem eine wirtschaftliche
FÃ¼hrung ausgeschlossen ist. DafÃ¼r gibt es keine Anhaltspunkte. 

Â 

f) Soweit die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 ferner rÃ¼gen, dass die Beklagte im Zuge der
Festsetzung unter 2.2 des ersten Schiedsspruches bei der Festsetzung des Faktors
fÃ¼r die Preissteigerung bei den Sachkosten sachwidrig nur den Anstieg der
Inflationsrate im Jahr 2020 gegenÃ¼ber dem Jahr 2019 im Jahresschnitt zu Grunde
gelegt hat, obgleich der Anstieg der Sachkosten nicht nur im Laufe des Jahres 2020,
sondern auch bereits ab dem 2. Halbjahr 2019 bis zum 31. MÃ¤rz berÃ¼cksichtigt
hÃ¤tte werden mÃ¼ssen, trifft dies vom Ansatz her zu. 

Â 

Von dieser Zeitspanne geht auch die Beklagte aus, indem sie im ersten
Schiedsspruch (dort Seite 9) ausfÃ¼hrt, die Preisentwicklung sei fÃ¼r den Zeitraum
vom 01. Juli 2019 bis 31. MÃ¤rz 2021 zu ermitteln. Allerdings hat die Beklagte im
Gerichtsverfahren darauf hingewiesen, die Sachkosten im zweiten Schiedsspruch
nicht nach den Vorgaben fÃ¼r die KlÃ¤ger in der Festsetzung der ersten Stufe im
ersten Schiedsspruch vorgenommen zu haben. Vielmehr ist die gesamte
Festsetzung zu 2.1 des ersten Schiedsspruchs obsolet geworden, da die Beklagte im
zweiten Schiedsspruch ihre gesamte Kalkulation logisch konsequent an das
Kostenniveau am 1. Juli 2019 angeknÃ¼pft hat (vgl. II 2.2 der GrÃ¼nde). FÃ¼r die
Sachkosten hat sie ausweislich der ergÃ¤nzenden BegrÃ¼ndung die vom KlÃ¤ger
zu 1 eingefÃ¼hrten Werte des IGES-Gutachten verwendet (sonstige Sachkosten
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20.832,04 â�¬ = 25.142,12 â�¬ / 3,5 VZÃ� * 2,9 VZÃ�). Eine Ã�berschreitung des
Gestaltungsspielraumes der Beklagten ist damit nicht erfolgt. Sachfremde oder
unlogische ErwÃ¤gungen liegen nicht alleine deshalb vor, weil sich die Beklagte das
Vorbringen der einen Vertragsseite, hier des KlÃ¤gers zu 1, zu Eigen gemacht hat. 

Â 

g) Durch die konkrete Preisfestsetzung nach dem angenommenen MaÃ�stab
auskÃ¶mmlicher Festlegungen erÃ¼brigt sich auch die von den KlÃ¤gern zu 2 bis 5
aufgeworfene Frage, in welchem VerhÃ¤ltnis die Personal-, die Sachkosten fÃ¼r die
Leistungserbringung sowie die durchschnittlich laufenden Kosten fÃ¼r den Betrieb
der Heilmittelpraxis in die Gesamtkosten einflieÃ�en. 

Â 

h) Der zweite Schiedsspruch hÃ¤lt sich schlieÃ�lich auch im Rahmen des
Gestaltungsfreiraums der Beklagten, soweit dort (konkludent) die Einsetzung eines
Betrages fÃ¼r das Unternehmerrisiko nicht als berÃ¼cksichtigungsnotwendiger
Faktor angesehen worden ist. Insoweit bliebe nur ein etwaiges
BegrÃ¼ndungsdefizit. Die Beklagte hat im Gerichtsverfahren ausdrÃ¼cklich
klargestellt, den zugrunde gelegten Tariflohn eines leitenden Physiotherapeuten
auch angesichts des Unternehmerrisikos fÃ¼r adÃ¤quat zu halten. Sie hat auch
â��alle Ã¼brigen AntrÃ¤geâ�� abgelehnt und damit wenigstens im Ansatz die
Ablehnung eines Unternehmerrisikos bereits im Schiedsspruch erlÃ¤utert.

Â 

i) Auch die ebenfalls nur konkludente Annahme, dass es keinen zwingenden
Zusammenhang zwischen den Sach- und Raumkosten und der Anzahl der
therapeutisch tÃ¤tigen Physiotherapeuten gebe, hÃ¤lt sich im
Gestaltungsspielraum. Die Sachkosten und die Raumkosten sind als Faktoren beim
zweiten Schiedsspruch nicht unberÃ¼cksichtigt geblieben. 

Â 

j) Ohne Erfolg rÃ¼gen die KlÃ¤ger zu 2 bis 5, dass die Beklagte keinen Wert fÃ¼r
eine Verwaltungs-VZÃ� eingepreist hat, obwohl beide Vertragsseiten Werte
hierfÃ¼r in ihre Rechenwerke eingesetzt hatten. Wie jedenfalls die nachtrÃ¤gliche
ErlÃ¤uterung der Beklagten zeigt, berÃ¼cksichtigt die LÃ¶sung des Beklagten einen
Ansatz von 11 Stunden wÃ¶chentlich fÃ¼r den Praxisinhaber fÃ¼r
VerwaltungstÃ¤tigkeit bzw. setzt einen Wert von jÃ¤hrlich 18.040,65 â�¬ an. Die
PrÃ¤misse, keine weiteren VerwaltungstÃ¤tigkeiten zu berÃ¼cksichtigen, hÃ¤lt sich
im Gestaltungsspielraum der Schiedsstelle. 

Â 

k) Auch die Ansicht der Beklagten, bei der Errechnung der Jahresleistungszeit der
angestellten Therapeuten einen Abzug nur fÃ¼r Fortbildung vorzusehen und nicht
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auch fÃ¼r weitere Zeiten, in denen keine therapeutische Arbeit geleistet werden
kann (Besprechungen, Ausfallzeiten, Unterauslastung), ist vom Gestaltungsfreiraum
gedeckt. Sie konnte diese Gesichtspunkte vielmehr als Unternehmerrisiko auÃ�en
vor lassen. Der Schiedsspruch enthÃ¤lt insoweit auch eine jedenfalls
andeutungsweise BegrÃ¼ndung. 

Â 

3. Der Anfechtungs- und Verpflichtungsantrag der KlÃ¤ger zu 2 bis 5 zu 2. hat
hingegen Erfolg. Gleiches gilt formal auch fÃ¼r den entsprechenden Klageantrag
des KlÃ¤gers zu 1. Die Festsetzung eines Zuschlages lediglich fÃ¼r die Zeit ab 1.
April 2021 bis zum 31. Juli 2021 anstelle bereits ab 10. Januar 2021 bis 31. Juli 2021
ist rechtswidrig und verletzt die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 in ihren Rechten. 

Â 

a) Die RÃ¼ge, es fehle insoweit an einer auch nur andeutungsweisen
BegrÃ¼ndung, weshalb die vorÃ¼bergehende ErhÃ¶hung auf gerade 26,67 %
festgesetzt wurde, ist allerdings nicht stichhaltig. Auch ohne ausdrÃ¼ckliche
ErlÃ¤uterung erschlieÃ�t sich bereits aus dem reinen Zahlenwert, dass
vorÃ¼bergehend eine Verdoppelung vorgenommen werden sollte, reduziert um die
bereits zwischenzeitlich erfolgte ErhÃ¶hung um 1,51% (26,67 % = 14,09 % * 2 ./.
1,51 %).

Â 

b) Die Auffassung der Beklagten und des KlÃ¤gers zu 1, auch bei einem frÃ¼heren
Beginn des Schiedsverfahrens als dem 1. Januar 2021 seien ZahlbetrÃ¤ge i. S. d. Â§
125 Abs. 5 S. 3 zum Ausgleich der verzÃ¶gerten Entscheidung der Schiedsstelle
frÃ¼hestens fÃ¼r die Zeit ab 01. April 2021 â�� wie im zweiten Schiedsspruch
geschehen â�� zu beschlieÃ�en, weil erst dann die vom Gesetz vorausgesetzten
drei Monate abgelaufen seien, ist mit dem Wortlaut des Gesetzes nicht zu
vereinbaren.

Â 

Die Dreimonatsfrist beginnt vielmehr ohne Interpretationsspielraum nach Â§ 125
Abs. 5 S. 2 SGB V mit dem Beginn des Schiedsverfahrens bereits vor den in Satz 1
genannten Zeitpunkten (regelmÃ¤Ã�ig 1. Januar 2021), wenn einer der
Vertragspartner das Scheitern der Verhandlungen erklÃ¤rt und die Schiedsstelle
anruft. Wie oben bereits dargestellt, ist dieser Regelungssatz mit dem GPVG vom
22. Dezember 2020 rÃ¼ckwirkend zum 23. September 2020 eingefÃ¼hrt worden.
Hier begann die Frist am 10. Oktober 2020, weil die KlÃ¤ger zu 2 bis 5 am 9.
Oktober 2020 das Schiedsverfahren angerufen haben. Sie endete am 9. Januar
2021.

Â 
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Die Beklagte ist damit verpflichtet, auf den Antrag der KlÃ¤ger zu 2 bis 5 Ã¼ber
einen Ausgleich der VergÃ¼tungsausfÃ¤lle bereits fÃ¼r die Zeit ab 10. Januar 2021
zu entscheiden. Die konkrete Ausgestaltung dieses (weiteren) Ausgleichs,
insbesondere ob sie sich hinsichtlich der Methodik der Festsetzung des Zahlbetrags
an dem von ihr bislang angewandten Verfahren orientiert, liegt hingegen im
Beurteilungsspielraum der Beklagten. Vorgaben des Gerichts wÃ¤ren Eingriffe in
diesen gestalterischen Freiraum, zumal der Gesetzgeber keine konkreten Vorgaben
fÃ¼r die Festsetzung des Zahlbetrags gemacht hat.

Â 

III.

Die (einheitliche) Kostenentscheidung ergibt sich aus Â§ 197 a Abs. 1 SGG i. V. m. 
Â§Â 155 Abs. 1 S. 1, Abs. 2 Verwaltungsgerichtsordnung. 

Â 

IV.

Â 

Die Revision war nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 SGG wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung
zuzulassen. 

Erstellt am: 23.05.2024

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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